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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Achte Kammer)

1. September 2021 *

sInstitutionelles Recht — Mitglied des EWSA — Untersuchung des OLAF zu
Mobbingvorwiirfen — Entscheidung, ein Mitglied von seinen Personalfithrungs- und
-verwaltungsaufgaben zu entheben — Anfechtungsklage — Anfechtbare Handlung -
Zulassigkeit — Im dienstlichen Interesse getroffene MafSinahme — Rechtsgrundlage —
Verteidigungsrechte — Verweigerung des Zugangs zu den Anhingen des OLAF-Berichts —
Verbreitung des Inhalts der Aussagen in Form einer Zusammenfassung — Haftung”

In der Rechtssache T-377/20,

KN, Prozessbevollmichtigte: Rechtsanwiltin M. Casado Garcia-Hirschfeld und Rechtsanwalt
M. Aboudi,

Klager,
gegen
Europiischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA), vertreten durch M. Pascua Mateo,
K. Gambino, X. Chamodraka, A. Carvajal Garcia-Valdecasas und L. Camarena Januzec als
Bevollmichtigte im Beistand von Rechtsanwailtin A. Duron,

Beklagter,
betreffend eine Klage nach Art. 263 AEUV auf Aufthebung der Entscheidung des EWSA vom
9. Juni 2020 und eine Klage nach Art. 268 AEUV auf Ersatz des Schadens, der dem Kléger
entstanden sein soll,
erlasst

DAS GERICHT (Achte Kammer),

unter Mitwirkung des Présidenten J. Svenningsen (Berichterstatter), des Richters C. Mac
Eochaidh und der Richterin T. Pynna,

Kanzler: M. Marescaux, Verwaltungsritin,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 21. April 2021

folgendes

* Verfahrenssprache: Franzosisch.
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Urteil

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Der Klager, KN, ist seit dem 1. Mai 2004 Mitglied des Europidischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (EWSA). Zwischen April 2013 und dem 27. Oktober 2020 war er Vorsitzender
der Gruppe der Arbeitgeber im EWSA (im Folgenden: Gruppe I).

Nachdem das Europédische Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) {iber Behauptungen beziiglich
des Verhaltens des Kldgers gegeniiber anderen Mitgliedern des EWSA und gegeniiber
Mitgliedern des Personals des EWSA unterrichtet worden war, leitete es am 6. Dezember 2018
eine Untersuchung gegen ihn ein. Der Kliger wurde mit Schreiben vom 18. Oktober 2019 von
der Einleitung dieser Untersuchung unterrichtet.

Am 25. November 2019 wurde der Kldger vom OLAF in einer Anhorung gehort. Mit E-Mails vom
26. und 29. November 2019 ergédnzte er seine Anhoérung durch schriftliche Erklarungen.

Mit Schreiben vom 4. Dezember 2019 forderte das OLAF den Kldger geméafS Art. 9 Abs. 4 der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. September 2013 iiber die Untersuchungen des OLAF und zur Authebung der Verordnung
(EGQ) Nr. 1073/1999 des Européischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom)
Nr. 1074/1999 des Rates (ABL 2013, L 248, S. 1) auf, sich innerhalb einer Frist von zehn
Arbeitstagen schriftlich zu dem ihn betreffenden Sachverhalt, wie er in einer diesem Schreiben
beigefiigten Zusammenfassung dargestellt war, zu &duflern. Dieser Sachverhalt betraf
Verhaltensweisen des Klagers gegeniiber A, B und C sowie allgemein gegeniiber den
Bediensteten des Sekretariats der Gruppe L.

Am 17. Dezember 2019 &duflerte sich der Kliger zur Zusammenfassung des ihn betreffenden
Sachverhalts.

Mit Schreiben vom 16. Januar 2020 unterrichtete das OLAF den Kléger iiber den Abschluss der
Untersuchung und die Ubermittlung des Abschlussberichts (im Folgenden: OLAF-Bericht) an
die belgische Foderale Staatsanwaltschaft und an den Prasidenten des EWSA. Dieser wurde u. a.
aufgefordert, die Niederschriften der Anhoérungen der Zeugen und Hinweisgeber ,streng
vertraulich“ zu behandeln, da sie ,sehr sensible Informationen [enthalten], die geeignet [sind],
die betroffenen Personen noch mehr zu exponieren®. Auflerdem wurde der Prasident des EWSA
ausdriicklich aufgefordert, bei Stellung eines Antrags auf Zugang zu diesen Niederschriften das
OLAF zu konsultieren.

Gemadfd Art. 11 der Verordnung Nr. 883/2013 waren dem OLAF-Bericht Empfehlungen iiber die
zu ergreifenden MafSnahmen beigefiigt. So empfahl das OLAF zum einen der belgischen
Foderalen Staatsanwaltschaft, wegen angeblichen Mobbings gegeniiber A und B ein Verfahren
gegen den Klager einzuleiten, da diese Handlungen eine Straftat im Sinne von Art. 442bis des
belgischen Strafgesetzbuchs darstellen konnten. In Anbetracht dieser Tatsachen und eines
angeblich unangemessenen Verhaltens gegeniiber C und D sowie anderen Mitgliedern des
Personals, die innerhalb des Sekretariats der Gruppe I Aufgaben wahrgenommen haben oder
weiterhin wahrnehmen, empfahl das OLAF dem EWSA zum anderen, die Einleitung des in Art. 8
des am 20. Februar 2019 in Kraft getretenen Verhaltenskodex der Mitglieder des EWSA (im
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Folgenden: Verhaltenskodex von 2019) und in Teil IV der Geschiftsordnung des EWSA
genannten Verfahrens und das Ergreifen ,aller erforderlicher Mafinahmen, um weitere
Mobbinghandlungen [des Kldgers] am Arbeitsplatz zu verhindern®, in Erwdgung zu ziehen.

Mit E-Mail vom 21. Januar 2020 ersuchte der Kldger den Préasidenten des EWSA, das Verfahren
nach Art. 8 des Verhaltenskodex von 2019 in Bezug auf etwaige Verstofie gegen diesen Kodex
einzuleiten und hierzu eine Sitzung des durch Art. 7 des Kodex eingerichteten Beirats zum
Verhalten der Mitglieder (im Folgenden: Beirat) einzuberufen, und zwar vor der fiir den
folgenden Tag vorgesehenen Abstimmung innerhalb der Gruppe I iiber die Nominierung des
Kandidaten dieser Gruppe zur Wahl des Préasidenten des EWSA.

In einer Sitzung vom 21. Januar 2020, an der der Klédger teilnahm, teilte der Prasident des EWSA
den Mitgliedern des Prasidiums des EWSA mit, dass der Bericht des OLAF und die diesem Bericht
beigefiigten Empfehlungen am 16. Januar 2020 eingegangen seien.

Mit Schreiben vom 22. Januar 2020 tibermittelte der Prasident des EWSA dem Beirat den Bericht
des OLAF und ersuchte diesen gemafl Art. 7 Abs. 4 des Verhaltenskodex von 2019, zu den
behaupteten Verstofien gegen den Kodex innerhalb von 30 Kalendertagen Stellung zu nehmen.
Der Président des EWSA wies jedoch darauf hin, dass zur Gewihrleistung des Schutzes der
Zeugen und der Hinweisgeber die Niederschriften ihrer Anhérungen durch das OLAF nicht an
den Beirat weitergeleitet worden seien.

Am selben Tag beschlossen die Mitglieder der Gruppe I, den Klager als Kandidaten fiir die Wahl
des Préasidenten des EWSA, die im Oktober 2020 stattfinden sollte, zu nominieren.

Mit Schreiben vom 10. Februar 2020 lud der Prasident des Beirats den Kldger zu einer fiir den
6. Mirz 2020 vorgesehenen Anhoérung ein.

Mit Schreiben vom 17. Februar 2020 an den Présidenten des Beirats beantragte der Kldger u. a.,
eine ,Kopie aller Dokumente, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den [gegen ihn
erhobenen]| Beschuldigungen stehen, selbstverstindlich unter Wahrung des Grundsatzes der
Vertraulichkeit®, zu erhalten.

In Beantwortung einer Anfrage des EWSA teilte das OLAF mit E-Mail vom 20. Februar 2020 mit,
dass der betroffenen Person in der Regel bestimmte Informationen nicht tibermittelt werden
diirften, u. a. die personenbezogenen Daten Dritter, insbesondere die der Zeugen und der
Hinweisgeber, sowie die vom OLAF vorgenommene rechtliche Wiirdigung der Tatsachen.
Ferner wurde der EWSA aufgefordert, die nicht vertrauliche Fassung des Berichts, die dieses
Organ dem Klédger zukommen lassen wollte, vor dessen Versand an den Kldger an das OLAF zu
tibermitteln. Zu Informationszwecken hatte das OLAF seiner E-Mail auch die Leitlinien iiber die
Verwendung  seiner  Abschlussberichte durch die = Kommissionsdienststellen  fiir
Wiedereinziehungsverfahren oder andere Mafinahmen im Bereich der direkten Ausgaben und
der Auflenhilfe beigefiigt.

Am 4. Mirz 2020 wurde dem Klidger eine Fassung des OLAF-Berichts iibermittelt, in der
bestimmte Daten weggelassen worden waren, um u. a. die Anonymitit der Zeugen und

Hinweisgeber zu wahren, und die keinen Anhang enthielt (im Folgenden: nicht vertrauliche
Fassung des OLAF-Berichts).
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Mit E-Mail vom 4. Mérz 2020 an den Prasidenten des Beirats beantragte der Kldger u. a., seine fiir
den 6. Mirz 2020 vorgesehene Anhorung auf einen spiteren Zeitpunkt zu verschieben, damit er
mehr Zeit habe, um von der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts Kenntnis zu nehmen.

Am 6. Mirz 2020 fiihrte der Beirat, der sich aus je zwei Mitgliedern der drei Gruppen des EWSA
zusammensetzt, die Anhorung des Kldgers durch, nachdem er zuvor die Ermittler des OLAF und
ein ehemaliges Mitglied des EWSA, D, in ihrer Eigenschaft als Hinweisgeberin getrennt angehort
hatte.

Bei seiner Anhorung beanstandete der Kldger u. a. den begrenzten Zugang zum OLAF-Bericht.

Bei ihrer Anhorung wandte sich D gegen die Anwesenheit eines der Mitglieder der Gruppe I im
Beirat, E, mit der Begriindung, dass dieser sich in einem Interessenkonflikt befinde. Dieser
Interessenkonflikt beruhe darauf, dass er auf Antrag des Klagers eine Untersuchung innerhalb
des Sekretariats der Gruppe I durchgefithrt und am Ende dieses Berichts einen Bericht
ausgearbeitet habe, der Behauptungen tiber das Verhalten von A enthalte und anschlieflend vom
Klager verwendet worden sei, um in einer Sitzung des Prisidiums der Gruppe I am
25. Oktober 2018 ein Vertrauensvotum zu erhalten.

Die fiir den 17. Mérz 2020 vorgesehene zweite Anhorung des Klagers durch den Beirat konnte
aufgrund der Beschrankungen, die als Reaktion auf die Gesundheitskrise im Zusammenhang mit
Covid-19 eingefiihrt worden waren, nicht stattfinden. Im Anschluss beantragten weder der Beirat
noch der Kldger die Durchfithrung einer solchen zweiten Anhorung.

Mit Schreiben vom 2. April 2020 teilte der Beirat dem Prasidenten des EWSA mit, dass E nicht an
den Beratungen des Beirats iiber den Fall des Kldgers teilnehmen werde, da er sich in einem
Interessenkonflikt befinde. In diesem Schreiben hief es auch, dass das zweite Mitglied der
Gruppe I im Beirat, F, es unter diesen Umstédnden abgelehnt habe, sich dem Beschluss, E von den
Beratungen auszuschlief3en, anzuschliefien, und dass sie daher auch nicht an den Beratungen des
Beirats iiber den Fall des Klagers teilnehmen werde.

Mit Schreiben vom 7. April 2020 an den Présidenten des EWSA teilte der Kldger mit, dass er unter
Gesundheitsproblemen leide und daher sein Amt als Vorsitzender der Gruppe I auf unbestimmte
Zeit nicht ausiiben konne. Der stellvertretende Vorsitzende der Gruppe I wurde bestimmt, diese
Aufgaben wihrend der Dauer des Krankheitsurlaubs des Kldgers voriibergehend wahrzunehmen.

Mit Schreiben vom 28. April 2020 an den Présidenten des EWSA {ibermittelte der Beirat gemaf3
Art. 8 Abs. 2 des Verhaltenskodex von 2019 seine Empfehlungen zu den angeblichen Verstéf3en
des Klédgers gegen den Verhaltenskodex. Der Beirat forderte den Prasidenten des EWSA
insbesondere auf, folgende MafSnahmen zu ergreifen:

»1.) Auf der Grundlage der vom Beirat am 6. Mérz 2020 durchgefiithrten Anhorungen des OLAF
und [des Klédgers] und nach eingehender Priifung des Protokolls der Anhorung [des Klédgers]
durch das OLAF sowie des OLAF-Berichts schliefft sich der Beirat den
Sachverhaltsfeststellungen des OLAF und den sich daraus ergebenden rechtlichen
Schlussfolgerungen an. Der Beirat stellt daher fest, dass [der Klager] durch sein Verhalten
gegeniiber Mitgliedern des Personals und ehemaligen Mitgliedern des EWSA gegen Art. 1 Abs. 4
der Geschiftsordnung des EWSA, Art. 4 Abs. 1 des Verhaltenskodex der Mitglieder des EWSA
vom 17. Januar 2013, Art. 4 Abs. 1 des Verhaltenskodex [von 2019] und Art. 31 Abs. 1 der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union verstofien hat. Der Beirat stellt auf3erdem fest, dass die
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Verfahrensrechte der beschuldigten Person im Rahmen der Ermittlungen des OLAF in vollem
Umfang gewahrt wurden.

2.) Wegen wiederholter und schwerwiegender Verletzung zentraler Bestimmungen der
europdischen Rechtsordnung wird [dem Klédger] seine Leitungsbefugnis und damit seine
Aufsichtsbefugnis gegeniiber den Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I entzogen.

3.) Infolge des Entzugs seines Rechts zur Leitung der Mitarbeiter und da das Amt des
Vorsitzenden eng mit diesem Recht verbunden ist, wird [der Kldger] seines Amtes als
Vorsitzender der Gruppe I enthoben; diese Amtsenthebung gilt unbeschadet der Tatsache, dass
[der Kldger] aus gesundheitlichen Griinden bis zu seiner Genesung den Vorsitz der Gruppe I an
den stellvertretenden Vorsitzenden der Gruppe I iibertragen hat.

4.) Der Préasident des EWSA ... wird ersucht, [den Kldger] aufzufordern, seine Kandidatur fiir die
EWSA-Priasidentschaft, die von den Mitgliedern der Gruppe I wiahrend des Wahlverfahrens am
23. Januar 2020 bestitigt wurde, zuriickzuziehen, um Schaden vom EWSA und seinen Mitgliedern
abzuwenden.

5.) Fir den Fall, dass die belgische Staatsanwaltschaft Ermittlungen einleiten sollte, wird der
EWSA ein gerichtliches Verfahren anstrengen, um bei den Verfahren gegen [den Klédger] als
Nebenklager aufzutreten ...“

Mit Schreiben vom 12. Mai 2020 forderte der Prasident des EWSA den Kldger geméf3 Art. 8 Abs. 3
des Verhaltenskodex von 2019 auf, sich gegebenenfalls schriftlich zu den Empfehlungen des
Beirats zu duflern.

Am 13. Mai 2020 erlief3 das Europdische Parlament den Beschluss (EU) 2020/1984 {iber die
Entlastung fiir die Ausfithrung des Gesamthaushaltsplans der Europdischen Union fiir das
Haushaltsjahr 2018, Einzelplan VI — Européischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (ABL. 2020,
L 417, S. 469), mit dem das Parlament den Erlass des Beschlusses iiber die Entlastung des
Generalsekretirs des EWSA fiir die Ausfithrung des Haushaltsplans des EWSA fiir das
Haushaltsjahr 2018 aufschob. Am folgenden Tag nahm das Parlament die EntschliefSung
(EU) 2020/1985 beziiglich der Bemerkungen, die fester Bestandteil des Beschlusses tiber die
Entlastung fiir die Ausfithrung des Gesamthaushaltsplans der Europdischen Union fiir das
Haushaltsjahr 2018, Einzelplan VI — Europiischer Wirtschafts- und Sozialausschuss, sind
(ABL 2020, L 417, S. 470), an, in der es den EWSA aufforderte, es bis Ende September 2020 tiber
die Mafinahmen zu informieren, die er ergriffen hat, um den im OLAF-Bericht enthaltenen
Empfehlungen nachzukommen.

Am 27. Mai 2020 konsultierte der Priasident des EWSA geméfd Art. 8 Abs. 3 des Verhaltenskodex
von 2019 die erweiterte Prasidentschaft des EWSA.

Mit Schreiben vom 2. Juni 2020 an den Présidenten des EWSA nahm der Kliger zu den
Empfehlungen des Beirats Stellung. Der Klager warf dem Beirat u. a. vor, seine
Verteidigungsrechte verletzt zu haben, da er, weil er keinen Zugang zu den Anhéngen des
OLAF-Berichts gehabt habe, sich nicht dazu habe dufiern konnen.

Mit Schreiben vom 3. Juni 2020 iibermittelte der Président des EWSA die Empfehlungen des

Beirats und die schriftlichen Stellungnahmen des Klagers zu diesen Empfehlungen, die nicht
vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts und die EntschliefSfung des Parlaments iiber die
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Aufschiebung der Haushaltsentlastung an die Mitglieder des EWSA-Présidiums, damit diese eine
den Kldger betreffende Entscheidung erlassen konnten. Diesem Schreiben war auch ein
Entscheidungsentwurf beigefiigt.

In seiner Sitzung unter Ausschluss der Offentlichkeit vom 9. Juni 2020 erlief das Prisidium des
EWSA die den Gegenstand der vorliegenden Klage bildende Entscheidung (im Folgenden:
angefochtene Entscheidung) mit 21 gegen vier Gegenstimmen bei einer Enthaltung, wobei eine
Stimme ungiiltig war. Der einzige Artikel dieser Entscheidung lautet wie folgt:

»Das Prasidium

1. nimmt die Schlussfolgerungen des OLAF und des Beirats zur Verantwortlichkeit [des Kldgers]
fiir die ihm zur Last gelegten Mobbinghandlungen und unangemessenen Verhaltensweisen zur
Kenntnis,

2. stellt fest, dass die im [Verhaltenskodex von 2019] genannten Sanktionen im Hinblick auf den
Grundsatz der Gesetzméfligkeit der Strafen (nulla poena sine lege) im vorliegenden Fall nicht
anwendbar sind,

3. fordert [den Klager] auf,

— sein Amt als Vorsitzender der Gruppe I niederzulegen,

— seine Bewerbung fiir die EWSA-Prisidentschaft zuriickzuziehen,

4. enthebt [den Klédger] von allen Personalfiihrungs- und -verwaltungsaufgaben,

5. beauftragt den Generalsekretir, die erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass der EWSA als Nebenkldger auftreten wird, falls die Staatsanwaltschaft ein
Verfahren gegen [den Klager] einleiten sollte,

6. beauftragt den Generalsekretir, diese Entscheidung dem OLAF und dem Europiischen
Parlament zu ibermitteln; die Entscheidung kann gegebenenfalls auch anderen Organen

und/oder Behorden der Mitgliedstaaten mitgeteilt werden.

Diese Entscheidung ist integraler Bestandteil des Protokolls der Prasidiumssitzung vom
9. Juni 2020, und ihre Verbreitung ist beschrankt.”

Die angefochtene Entscheidung wurde dem Klager am 17. Juni 2020 zugestellt.

Mit Entscheidung vom 15. Juli 2020 hob das Plenum des EWSA auf Ersuchen des
Arbeitsauditorats von Briissel (Belgien) und nach Anhérung des Kldgers dessen Immunitat auf.
In der Folge beschloss das Plenum des EWSA mit Entscheidung vom 28. Juli 2020, dass der
EWSA im Verfahren gegen den Kldger vor dem Tribunal correctionnel de Bruxelles (Strafgericht
Briissel) als Nebenklager auftreten werde.

Die krankheitsbedingte Abwesenheit des Kldgers endete am 28. August 2020.
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Mit Schreiben vom 1. September 2020 teilte der Direktor der Direktion ,Personal und Finanzen®
des EWSA dem Klédger mit, dass er ihn in Durchfiihrung der angefochtenen Entscheidung von
seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben gegeniiber dem Personal des Sekretariats
der Gruppe I enthebe. Der Kliger wurde auflerdem aufgefordert, ein anderes Mitglied der
Gruppe I zu benennen, um die laufende Verwaltung des Sekretariats dieser Gruppe zu
gewdhrleisten.

Am 8. September 2020 nominierte die Gruppe I ein anderes ihrer Mitglieder fiir die
EWSA-Prasidentschaft, worauthin der Kldager seine Kandidatur fiir diese Wahl zuriickzog.

Am 27. Oktober 2020 wihlte die Gruppe I nach Ablauf der Amtszeit des Kldgers einen neuen
Prasidenten. Am selben Tag wurde die von der Gruppe I vorgeschlagene Bewerberin zur
Présidentin des EWSA gewdhlt.

Mit Beschluss (EU) 2020/1636 des Rates vom 30. Oktober 2020 zur Ernennung eines Mitglieds des
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses fiir die Zeit vom 21. September 2020 bis zum
20. September 2025 (ABL 2020, L 369, S. 1) wurde der Klager auf Vorschlag der Republik Polen
fiir den Zeitraum vom 21. September 2020 bis 20. September 2025 zum Mitglied des EWSA
ernannt.

Verfahren und Antrige der Parteien

Mit Klageschrift, die am 18. Juni 2020 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat der Klager
die vorliegende Klage erhoben.

Mit besonderem Schriftsatz, der am selben Tag bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat
der Kldger einen Antrag auf vorldufigen Rechtsschutz gestellt, der auf Aussetzung des Vollzugs
der angefochtenen Entscheidung gerichtet war. Mit Beschluss vom 22. Juli 2020, KN/EWSA
(T-377/20 R, nicht veroffentlicht, EU:T:2020:353), ist dieser Antrag wegen fehlender
Dringlichkeit zuriickgewiesen und die Kostenentscheidung vorbehalten worden.

Mit einem weiteren gesonderten Schriftsatz, der am selben Tag bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, hat der Kldger beantragt, im beschleunigten Verfahren gemaf$ Art. 152 der
Verfahrensordnung des Gerichts zu entscheiden. Mit Entscheidung vom 24. Juli 2020, die dem
Klager am 27. Juli 2020 zugestellt wurde, hat das Gericht (Achte Kammer) diesen Antrag
zurlickgewiesen.

Mit Schriftsatz, der am 29. Juni 2020 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat der Klager
gemifd Art. 66 der Verfahrensordnung Anonymitit beantragt, die ihm gewéhrt worden ist.

Mit Schriftsatz, der am 31. August 2020 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat der
Klager einen neuen Antrag auf vorldufigen Rechtsschutz gestellt, der auf das angebliche
Vorliegen neuer Tatsachen im Sinne von Art. 160 der Verfahrensordnung gestiitzt und auf die
Aussetzung des Vollzugs der angefochtenen Entscheidung gerichtet war. Dieser Antrag ist mit
Beschluss vom 19. Oktober 2020, KN/EWSA (T-377/20 R 1II, nicht veroffentlicht,
EU:T:2020:505), wegen fehlender Dringlichkeit zuriickgewiesen und die Kostenentscheidung
vorbehalten worden.
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Nach einem zweiten Schriftsatzwechsel ist das schriftliche Verfahren am 25. November 2020
geschlossen worden.

Mit Schreiben vom 18. Dezember 2020 hat der Klager gemdfi Art. 106 Abs. 2 der
Verfahrensordnung die Abhaltung einer miindlichen Verhandlung beantragt.

Mit Schreiben der Kanzlei vom 9. Februar 2021 ist der EWSA vom Gericht im Rahmen
prozessleitender MafSnahmen aufgefordert worden, unbeschadet der Bestimmungen von Art. 92
Abs. 3 und Art. 103 der Verfahrensordnung die Anhiange des OLAF-Berichts, einschliefllich der
Niederschriften der Anhorungen der Zeugen und Hinweisgeber, gegebenenfalls in Form einer
nicht vertraulichen Fassung, vorzulegen.

Mit Schreiben vom 23. Februar 2021 erklarte der EWSA, dass die Anhédnge des OLAF-Berichts
vertraulich seien und dem Kldger daher nicht iibermittelt werden konnten. Unter diesen
Umstdnden war der EWSA der Ansicht, dass die angeforderten Dokumente nur auf der
Grundlage eines Beweisbeschlusses nach Art. 91 Buchst. b der Verfahrensordnung vorgelegt

werden miissten, wobei sich ihre Behandlung nach Art. 103 der Verfahrensordnung zu richten
habe.

Mit Schreiben der Kanzlei vom 5. Midrz 2021 hat das Gericht als prozessleitende Mafsnahme
Fragen zur schriftlichen Beantwortung an die Parteien gestellt, die dieser Aufforderung
fristgerecht nachgekommen sind.

Mit Beschluss vom 9. Mirz 2021 hat das Gericht den EWSA gemdfs Art. 92 Abs. 3 der
Verfahrensordnung angewiesen, die Anhdnge des OLAF-Berichts, einschliefllich der
Niederschriften der Anhorungen der Zeugen und Hinweisgeber, die ihm vom OLAF mit
Schreiben vom 16. Januar 2020 iibermittelt worden sind, vorzulegen. Im Ubrigen wurde darauf
hingewiesen, dass diese Dokumente in diesem Stadium des Verfahrens dem Kléger nicht
tibermittelt wiirden, es sei denn, der EWSA konne neben der vollstindigen Fassung auch eine
nicht vertrauliche Fassung dieser Dokumente vorlegen.

Am 17. Mérz 2021 hat der EWSA die vertrauliche Fassung der Anhdnge des OLAF-Berichts
vorgelegt.

Am 30. Miérz 2021 hat das Gericht entschieden, dass die vom Beklagten geméf dem
Beweisbeschluss vom 9. Mirz 2021 vorgelegten Unterlagen fiir die Entscheidung des
Rechtsstreits relevant und vertraulich seien. Das Gericht hat auflerdem beschlossen, eine
prozessleitende Mafinahme betreffend die Modalititen, unter denen diese Dokumente dem
Klager zur Kenntnis gebracht werden konnen, zu erlassen.

Mit Schreiben der Kanzlei vom 30. Mirz 2021 sind die Rechtsanwilte des Klagers vom Gericht
aufgefordert worden, vor dem Erhalt einer Kopie der vertraulichen Fassung der Anhdnge des
OLAF-Berichts eine Vertraulichkeitsverpflichtung zu unterzeichnen. Am 7. April 2021 haben die
Anwilte des Klagers die unterzeichneten Vertraulichkeitsverpflichtungen an das Gericht
tibersandt.

Mit Schreiben der Kanzlei vom 7. April 2021 forderte das Gericht die Anwiélte des Klagers auf, in
der vertraulichen Fassung der Anhdnge des OLAF-Berichts die Gesichtspunkte anzufithren, deren
Inhalt nicht in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts, zu der der Kldger Zugang
hatte, enthalten sein soll, und gegebenenfalls erginzende Erklarungen, die den Ausgang des
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Verwaltungsverfahrens hétten beeinflussen konnen, abzugeben, die der Kldger im Stadium dieses
Verfahrens hitte vorbringen konnen, wenn er von diesen Gesichtspunkten Kenntnis gehabt hitte.
Die Anwilte des Kldgers sind dieser Aufforderung fristgerecht nachgekommen.

Die Parteien haben in der Sitzung vom 21. April 2021 miindlich verhandelt. In der miindlichen
Verhandlung hat der EWSA beantragt, schriftlich auf die Stellungnahme der Anwilte des Klagers
zur vertraulichen Fassung der Anhdnge des OLAFS-Berichts antworten zu kdnnen. Nach Eingang
der schriftlichen Stellungnahme des EWSA am 5. Mai 2021 hat das Gericht das miindliche
Verfahren geschlossen.

Der Klédger beantragt,

die Klage fiir zuldssig zu erklédren;

— die angefochtene Entscheidung aufzuheben;

— den EWSA zu verurteilen, Schadensersatz in Hohe von 200 000 Euro als Ersatz fiir den erlitte-
nen immateriellen Schaden und 50 000 Euro als Ersatz fiir den erlittenen materiellen Schaden
an ihn zu zahlen;

— dem EWSA die gesamten Kosten aufzuerlegen.

Der EWSA beantragt,

— die Klage als unzuléssig abzuweisen;

— hilfsweise, die Klage als unbegriindet abzuweisen;

— dem Klédger die Kosten aufzuerlegen, einschlieflich der durch das Verfahren des vorlaufigen

Rechtsschutzes und den Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren entstandenen
Kosten.

Rechtliche Wiirdigung

Zur Zuldssigkeit des Aufhebungsantrags

Ohne formlich mit gesondertem Schriftsatz eine Unzuldssigkeitseinrede zu erheben, macht der
EWSA gleichwohl geltend, dass die Authebungsklage als unzuléssig abzuweisen sei.

Erstens tragt der EWSA vor, dass die Aufforderungen an den Klager, sein Amt als Vorsitzender
der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung fiir die EWSA-Présidentschaft
zurilickzuziehen, keine verbindlichen Rechtswirkungen hitten, da die Entscheidung, das Amt
niederzulegen oder seine Bewerbung zuriickzuziehen, allein Sache des Klagers sei.

Zweitens ist der EWSA der Ansicht, dass die Entscheidung, den Kliger von seinen
Personalfiihrungs- und -verwaltungsaufgaben im Sekretariat der Gruppe I zu entheben, lediglich
eine Mafisnahme zur internen Reorganisation des EWSA darstelle, die von der Verwaltung
aufgrund ihrer Befugnis zur freien Gestaltung ihrer Dienststellen getroffen worden sei. Aus dem
Urteil vom 25. Februar 1988, Les Verts/Parlament (190/84, EU:C:1988:94), gehe jedoch hervor,
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dass Rechtsakte, die nur im verwaltungsinternen Bereich Wirkungen entfalteten, keine Rechte
oder Pflichten Dritter begriindeten und keine nach Art. 263 AEUV anfechtbaren Handlungen
darstellten.

Was drittens die anderen Bestandteile der angefochtenen Entscheidung angeht, die zum einen
den Auftritt des EWSA als Nebenklager im Verfahren vor dem Tribunal correctionnel de
Bruxelles (Strafgericht Briissel) und zum anderen die Ubermittlung der angefochtenen
Entscheidung an verschiedene Organe oder Einrichtungen der Europédischen Union oder der
Mitgliedstaaten betreffen, handelt es sich nach Auffassung des EWSA dabei um ,Handlungen,
die ausschliefSlich der Durchfithrung der Empfehlungen des OLAF” dienen; sie konnten ebenfalls
nicht Gegenstand einer Authebungsklage sein.

Der Kléger tritt diesem Vorbringen entgegen.

Im vorliegenden Fall hat das Préasidium des EWSA mit der angefochtenen Entscheidung drei
Mafsnahmen gegen den Kléger erlassen, so dass zu priifen ist, ob diese Mafinahmen Gegenstand
einer gerichtlichen Kontrolle nach Art. 263 AEUV sein konnen.

Zu den Aufforderungen, den Vorsitz der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung fiir die
EWSA-Prisidentschaft zuriickzuziehen

In Abs. 3 des einzigen Artikels der angefochtenen Entscheidung forderte das Prasidium des EWSA
den Kldger auf, sein Amt als Vorsitzender der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung fiir
die EWSA-Présidentschaft zuriickzuziehen.

Nach der Rechtsprechung stellen alle Handlungen der Organe, Einrichtungen oder sonstigen
Stellen der Union, unabhédngig von ihrer Rechtsnatur oder Form, die dazu bestimmt sind,
verbindliche Rechtswirkungen zu erzeugen, die die Interessen des Kldgers durch eine
qualifizierte Anderung seiner Rechtsstellung beriihren, Handlungen dar, die Gegenstand einer
Nichtigkeitsklage sein konnen (vgl. Urteil vom 25. Juni 2020, SATCEN/KF, C-14/19 P,
EU:C:2020:492, Rn. 69 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall haben, wie der EWSA zu Recht geltend macht, die Aufforderungen, den
Vorsitz der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung fiir die EWSA-Prasidentschaft
zuriickzuziehen, naturgemdfd keinerlei verbindliche Rechtswirkung im Sinne dieser
Rechtsprechung.

Da das Prisidium des EWSA nédmlich nicht befugt war, von einem seiner Mitglieder die
Niederlegung des Vorsitzes einer Gruppe oder die Zuriickziehung einer Bewerbung zur Wahl
seines Prédsidenten zu verlangen, konnte der Klédger frei entscheiden, diesen Aufforderungen
nicht Folge zu leisten.

Im vorliegenden Fall ist der Kldger trotz dieser Aufforderungen im Ubrigen bis zum Ablauf seines
Mandats am 27. Oktober 2020 Vorsitzender der Gruppe I geblieben.

Zwar hat der Kldager am 8. September 2020, als die Gruppe I die Bewerbung eines anderen ihrer

Mitglieder fiir die EWSA-Prasidentschaft vorgeschlagen hat, und fast drei Monate nach Erlass
der angefochtenen Entscheidung, sich bereit erklirt, seine Bewerbung zuriickzuziehen.
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Die vorliegende, am 18. Juni 2020 eingereichte Klage richtet sich jedoch nicht gegen die
Entscheidung des Kldagers vom 8. September 2020, seine Bewerbung fiir die
EWSA-Présidentschaft zuriickzuziehen, sondern gegen die Aufforderung des Prasidiums, diese
zuriickzuziehen, bei der es sich nicht um eine beschwerende Mafinahme handelt (vgl.
entsprechend Urteil vom 12. Mai 2015, Dalli/Kommission, T-562/12, EU:T:2015:270, Rn. 155).

Folglich hat die angefochtene Entscheidung, soweit darin der Klidger aufgefordert wird, sein Amt
als Vorsitzender der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung fiir die EWSA-Présidentschaft
zuriickzuziehen, keine verbindlichen Rechtswirkungen. Daher ist der Authebungsantrag, soweit
er sich gegen diese Aufforderungen richtet, als unzuldssig zurtickzuweisen.

Zur Entscheidung, den Kldger von seinen Personalfiihrungs- und -verwaltungsaufgaben zu
entheben

In Abs. 4 des einzigen Artikels der angefochtenen Entscheidung hat das Préasidium des EWSA den
Klédger von seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben enthoben.

Nach Art. 80 Abs. 1 der Geschiftsordnung ,[verfiigen d]ie Gruppen ... iiber ein Sekretariat, das
direkt dem Vorsitzenden der jeweiligen Gruppe unterstellt ist“. Gemafl Art. 80 Abs. 2 und 3 der
Geschiftsordnung werden die Befugnisse der Anstellungsbehorde und der zum Abschluss von
Dienstvertragen ermichtigten Behorde (im Folgenden: Einstellungsbehorde) gegeniiber den
Mitarbeitern des Sekretariats der Gruppe ,auf Vorschlag des Vorsitzenden der ... Gruppe”“
ausgeiibt.

Im vorliegenden Fall geht aus dem oben in Rn. 33 angefiithrten Schreiben des Direktors der
Direktion ,Personal und Finanzen“ des EWSA vom 1. September 2020 hervor, dass die
Entscheidung, den Kldger von seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben zu entheben,
zur Folge hatte, dass er nicht mehr an der Einstellung, der Beurteilung, der Neueinstufung, der
Ausbildung, Entscheidungen im Zusammenhang mit Dienstreisen oder am Zeitmanagement der
Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I beteiligt sein konnte.

Diese Aufgaben und Zusténdigkeiten beziehen sich somit auf Befugnisse im Zusammenhang mit
der Ausiibung einer Vorgesetztenbefugnis, iiber die der Kldger in seiner Eigenschaft als
Vorsitzender der Gruppe I verfiigt, wie sich im Ubrigen aus den oben in Rn. 23 angefiihrten
Empfehlungen des Beirats ergibt.

Hierzu hat der EWSA in der miindlichen Verhandlung zudem die Endgiiltigkeit einer solchen
Mafinahme bestidtigt, indem er darauf hinwies, dass der Klager solche Personalfithrungs- und
-verwaltungsaufgaben, selbst wenn er nach Ablauf seiner Amtszeit erneut zum Vorsitzenden der
Gruppe I gewidhlt worden wire, nicht mehr wahrnehmen konne. Der vom EWSA in der
miindlichen Verhandlung ebenfalls angefithrte Umstand, dass er veranlasst sein konnte, die
angefochtene Entscheidung in Zukunft zu tiberpriifen, sofern sich die Umstidnde, die zum Erlass
der Entscheidung gefiihrt haben, dndern sollten, um z. B. dem Ausgang des Strafverfahrens
gegen den Klager Rechnung zu tragen, kann bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Klage nicht
beriicksichtigt werden, da fiir diese Beurteilung auf den Zeitpunkt des Eingangs der Klageschrift
abzustellen ist (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 24. Oktober 2013, Deutsche Post/Kommission,
C-77/12 P, nicht veroffentlicht, EU:C:2013:695, Rn. 65 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
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Angesichts der Art und des Umfangs dieser Aufgaben ist daher davon auszugehen, dass die
Entscheidung, den Kldger von seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben zu entheben,
verbindliche Rechtswirkungen erzeugt, die seine Interessen durch eine qualifizierte Anderung
seiner Rechtsstellung beeintrichtigen konnen (vgl. entsprechend Urteil vom 22. Oktober 2002,
Pflugradt/EZB, T-178/00 und T-341/00, EU:T:2002:253, Rn. 81).

Schliefllich entkraftet das Vorbringen des EWSA, wonach Art. 263 Abs. 1 AEUV die Zusténdigkeit
des Unionsrichters auf Handlungen beschrinke, die Rechtswirkungen gegeniiber Dritten
entfalten sollen, dieses Ergebnis nicht.

Nach stdndiger Rechtsprechung sollen durch diese Formulierung nadmlich Handlungen
ausgeschlossen werden, die keine beschwerenden MafSnahmen darstellen, weil sie nur die interne
Funktionsweise der Verwaltung betreffen und lediglich innerhalb dieses Bereichs Wirkungen
entfalten, ohne Rechte oder Pflichten Dritter zu begriinden (vgl. Urteil vom 25. Juni 2020,
SATCEN/KF, C-14/19 P, EU:C:2020:492, Rn. 73 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Die Entscheidung, den Kldger von seinen Personalfiihrungs- und -verwaltungsaufgaben zu
entheben, betrifft zwar die interne Organisation des EWSA, doch handelt es sich bei ihr um eine
Handlung, die im Sinne von Art. 263 Abs. 4 AEUV an den Klédger gerichtet ist und ihn beschwert,
da sie ihm entgegen dem Vorbringen des EWSA die Vorgesetztenbefugnis nimmt, die er nach
Art. 80 der Geschiftsordnung des EWSA gegeniiber den Bediensteten des Sekretariats der
Gruppe I ausiibt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 25. Juni 2020, SATCEN/KF, C-14/19 P,
EU:C:2020:492, Rn. 74).

Auflerdem kann, da es sich bei dem Kléger jedenfalls in diesem Zusammenhang um eine rechtlich
vom EWSA verschiedene Person handelt, nicht davon ausgegangen werden, dass der EWSA im
vorliegenden Rechtsstreit nicht einem Dritten im Sinne von Art. 263 Abs. 1 AEUV
gegeniiberstiinde (vgl. in diesem Sinne und entsprechend Urteil vom 25. Juni 2020, SATCEN/KF,
C-14/19 P, EU:C:2020:492, Rn. 75, sowie Schlussantrige des Generalanwalts Bobek in der
Rechtssache SATCEN/KF, C-14/19 P, EU:C:2020:220, Nr. 111).

Nach alledem ist festzustellen, dass der Aufhebungsantrag zuléssig ist, soweit er gegen die
Entscheidung gerichtet ist, den Kléger von seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben
zu entheben.

Zu den Anweisungen an den Generalsekretdir des EWSA

In den Abs. 5 und 6 des einzigen Artikels der angefochtenen Entscheidung hat das Prasidium des
EWSA den Generalsekretar des EWSA beauftragt, ,,das Erforderliche zu veranlassen®, damit zum
einen der EWSA als Nebenkldger auftreten wird, falls ein Verfahren gegen den Klédger eingeleitet
werden sollte, und zum anderen eine Kopie dieser Entscheidung u. a. dem OLAF und dem
Parlament tibermittelt wird.

In Beantwortung der vom EWSA erhobenen Einrede der Unzuldssigkeit hat der Kldger jedoch
weder in seinen Schriftsdtzen noch in der miindlichen Verhandlung ein konkretes Argument
vorgebracht, um zu erldutern, inwiefern dieser Bestandteil der angefochtenen Entscheidung seine
Rechtsstellung im Sinne der oben in Rn. 62 angefiihrten Rechtsprechung in qualifizierter Weise
verdndern wiirde.
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In Bezug auf die Absicht des EWSA, vor einem nationalen Gericht als Nebenklager aufzutreten, ist
jedoch daran zu erinnern, dass die Moglichkeit, seine Rechte gerichtlich geltend zu machen, und
die damit zusammenhidngende gerichtliche Kontrolle Ausdruck eines allgemeinen
Rechtsgrundsatzes sind, der den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten
zugrunde liegt und der auch in den Art. 6 und 13 der am 4. November 1950 in Rom
unterzeichneten Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Urteile vom
15. Mai 1986, Johnston, 222/84, EU:C:1986:206, Rn. 17 und 18, sowie vom 17. Juli 1998, ITT
Promedia/Kommission, T-111/96, EU:T:1998:183, Rn. 60) und in Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden: Charta) verankert ist.

Indem der EWSA im Rahmen eines gegen den Kliger eingeleiteten Verfahrens vor einem
nationalen Gericht als Nebenkldger auftritt, beabsichtigt er nicht, selbst die Rechtsstellung des
Klagers zu dndern, da er sich lediglich an einem Verfahren beteiligt, das moglicherweise dazu
fithrt, dass diese Rechtsstellung durch eine Gerichtsentscheidung geéndert wird. Gegebenenfalls
wiirde die Rechtsstellung des Klagers ndmlich durch die Entscheidung des angerufenen
nationalen Gerichts verdndert. Die Absicht des EWSA, im Rahmen eines gegen den Klédger
eingeleiteten Verfahrens als Nebenkldger aufzutreten, kann daher nicht als anfechtbare
Entscheidung gemaifl Art. 263 AEUV angesehen werden (vgl. entsprechend Urteil vom
15. Januar 2003, Philip Morris International/Kommission, T-377/00, T-379/00, T-380/00,
T-260/01 und T-272/01, EU:T:2003:6, Rn. 79).

Im Ubrigen ist festzustellen, dass, selbst wenn die Anrufung eines nationalen Gerichts durch ein
Unionsorgan mit einer Nichtigkeitsklage nach Art. 263 AEUV angefochten werden konnte, die
vorliegende Klage nicht gegen die Entscheidung des Plenums des EWSA vom 28. Juli 2020, in
dem gegen den Kldger eingeleiteten Verfahren als Nebenkldger aufzutreten, gerichtet ist,
sondern gegen die angefochtene Entscheidung, die allenfalls eine Vorbereitungshandlung fiir den
Beschluss des Plenums darstellen konnte.

Was schliefllich die Entscheidung betrifft, den Generalsekretir des EWSA zu beauftragen, die
angefochtene Entscheidung bestimmten Organen oder Einrichtungen der Mitgliedstaaten
mitzuteilen, geniigt es, mit dem EWSA festzustellen, dass diese Mafinahme keine verbindlichen
Rechtswirkungen gegeniiber dem Kldger hat. Den Adressaten dieser Mitteilung steht es namlich
frei, im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten den Inhalt und die Tragweite der in dieser
Entscheidung enthaltenen Informationen zu beurteilen und dementsprechend zu entscheiden,
welche Folgemafinahmen gegebenenfalls zu ergreifen sind.

Folglich ist der Aufthebungsantrag als unzulédssig zuriickzuweisen, soweit er gegen die
Anweisungen des EWSA-Présidiums an den Generalsekretdr des EWSA gerichtet ist.

Nach alledem ist die Aufhebungsklage nur insoweit fiir zuldssig zu erkldren, als sie gegen die

Entscheidung gerichtet ist, den Kléger von seinen Personalfithrungs- und -verwaltungsaufgaben
zu entheben (im Folgenden: streitige MafSinahme), und im Ubrigen fiir unzuléssig.

Zur Begriindetheit
Zur Begriindung seiner Klage macht der Klédger vier Griinde geltend:

— erstens die Verletzung der Verteidigungsrechte, des Rechts auf eine gute Verwaltung, des
Anspruchs auf rechtliches Gehor sowie des Verhdltnisméafligkeitsgrundsatzes;
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— zweitens einen Verstofy gegen die Grundsitze der Unschuldsvermutung und der
Unparteilichkeit;

— drittens einen Verstof$ gegen das Riickwirkungsverbot, den Grundsatz der Rechtssicherheit
und den Grundsatz der Gesetzmafligkeit der Strafen;

— viertens einen Verstofl gegen den ,,Grundsatz der Vertraulichkeit von Disziplinarverfahren und
gerichtlichen Daten®, gegen Art. 10 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2013 sowie Art. 4 Abs. 1 der
Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses
Nr. 1247/2002/EG (ABL 2018, L 295, S. 39).

Da der dritte Klagegrund insbesondere impliziert, dass das Gericht priift, ob die streitige
Mafinahme auf einer Rechtsgrundlage beruht, die das Prasidium des EWSA zu ihrem Erlass
ermdchtigt, und es sich um eine Frage zwingenden Rechts handelt (vgl. Urteil vom 13. Mai 2014,
McBride u. a./Kommission, T-458/10 bis T-467/10 und T-471/10, nicht veroffentlicht,
EU:T:2014:249, Rn. 25 bis 28 und die dort angefithrte Rechtsprechung), ist er als Erstes zu priifen.

Zum dritten Klagegrund: Verstof§ gegen das Riickwirkungsverbot, den Grundsatz der
Rechtssicherheit und den Grundsatz der GesetzmidfSigkeit der Strafen

Zur Stiitzung dieses Klagegrundes macht der Klager im Wesentlichen geltend, dass die streitige
Mafsnahme keine Rechtsgrundlage habe und dass das Prasidium des EWSA nicht befugt gewesen
sei, eine solche Sanktion gegen ihn zu verhéngen.

Er macht insoweit geltend, dass die in Art. 8 des Verhaltenskodex von 2019 aufgefiihrten
Sanktionen nicht zur Ahndung eines Sachverhalts verhdngt werden diirften, der sich vor dem
Inkrafttreten dieses Kodex zugetragen habe. Was den Verhaltenskodex der Mitglieder des EWSA
vom 17. Januar 2013 (im Folgenden: Verhaltenskodex von 2013) betreffe, so sehe dieser keine
Moglichkeit vor, gegen ein Mitglied des EWSA, das gegen seine Bestimmungen verstofSen habe,
Sanktionen zu verhéngen.

Der EWSA tritt diesem Vorbringen entgegen.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass die Grundsdtze der Rechtssicherheit und des
Vertrauensschutzes zwar die Anwendung der in zeitlicher Hinsicht fiir den fraglichen
Sachverhalt geltenden materiell-rechtlichen Vorschriften vorschreiben, selbst wenn diese
Vorschriften zum Zeitpunkt des Erlasses eines Rechtsakts durch das Unionsorgan nicht mehr in
Kraft sind, das Verfahren zum Erlass eines Rechtsakts eines Unionsorgans jedoch nach den zum
Zeitpunkt des Erlasses geltenden Vorschriften durchzufiihren ist (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
14. Juni 2016, Kommission/McBride u. a., C-361/14 P, EU:C:2016:434, Rn. 40).

Folglich kann der Kldger dem EWSA nicht vorwerfen, diese Grundsdtze dadurch verletzt zu
haben, dass er die streitige Mafsnahme nach dem durch den Verhaltenskodex von 2019
eingefiihrten Verfahren erlassen hat, zumal aus Rn. 8 des vorliegenden Urteils hervorgeht, dass
der Klager selbst den Prasidenten des EWSA gebeten hat, dieses Verfahren einzuleiten.
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Hierzu sieht Art. 8 Abs. 3 Unterabs. 1 des Verhaltenskodex von 2019 vor, dass der Prasident des
EWSA, nachdem er das betreffende Mitglied aufgefordert hat, sich schriftlich zu den
Empfehlungen des Beirats zu &uflern, die erweiterte Prasidentschaft konsultiert und
anschliefSend das Prasidium um einen Beschluss iiber die MafSnahmen ersucht, die gemifl dem
Statut der Mitglieder und der Geschiaftsordnung des Ausschusses getroffen werden kénnen.

Im vorliegenden Fall kam das Prasidium des EWSA bei Abschluss dieses Verfahrens zunéachst in
Abs. 2 des einzigen Artikels der angefochtenen Entscheidung zu dem Ergebnis, dass gegen den
Klager keine Sanktion verhdngt werden konne, ohne gegen den Grundsatz der Gesetzmafligkeit
der Strafen zu verstoflen. Anschlieflend erlief} das Prasidium des EWSA in Abs. 4 des einzigen
Artikels der angefochtenen Entscheidung die streitige MafSnahme.

Da sich die Parteien iiber die Natur der streitigen Mafinahme streiten und die Priifung des dritten
Klagegrundes davon abhdngt, ob diese MafSnahme eine Sanktion darstellt oder nicht, ist die
angefochtene Entscheidung zu qualifizieren, wobei die von den Parteien vorgenommene
Qualifizierung dieser Mafinahme fiir das Gericht nicht bindend sein kann (vgl. in diesem Sinne
und entsprechend Urteil vom 19. Oktober 2017, Bernaldo de Quirés/Kommission, T-649/16,
nicht veroffentlicht, EU:T:2017:736, Rn. 19).

Zunichst ist die Auffassung des EWSA, dass die streitige MafSinahme keine Sanktion darstelle,
weil sie den Kldger nicht beschwere, aus den oben in den Rn. 69 bis 79 dargelegten Griinden
zuriickzuweisen.

Jedoch kann die blofle Tatsache, dass die streitige Mafinahme den Kléger beschwert, was die
Zulassigkeit der Authebungsklage in diesem Punkt rechtfertigt, nicht bedeuten, dass diese
MafSnahme als Disziplinarstrafe im Sinne von Art. 8 Abs. 3 Unterabs. 2 des Verhaltenskodex von
2019 einzustufen ist (vgl. in diesem Sinne und entsprechend Urteil vom 19. Oktober 2017,
Bernaldo de Quirds/Kommission, T-649/16, nicht veroffentlicht, EU:T:2017:736, Rn. 24 und die
dort angefiihrte Rechtsprechung).

Insoweit rechtfertigte das Prasidium des EWSA in der angefochtenen Entscheidung den Erlass der
streitigen Mafinahme mit den Empfehlungen des OLAF, das sich dafiir ausgesprochen hatte, alle
erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen, um weitere Mobbinghandlungen des Kldgers am
Arbeitsplatz zu verhindern. Auflerdem wies der EWSA darauf hin, dass der Zweck der streitigen
Mafinahme darin bestand, es dem EWSA zu ermoglichen, seiner Verpflichtung nachzukommen,
sein Personal vor der Gefahr von Mobbing zu schiitzen.

Dariiber hinaus ist unter dem Gesichtspunkt der Wirkungen der streitigen MafSnahme noch
festzustellen, dass sie keiner der in Art. 8 Abs. 3 Unterabs. 2 des Verhaltenskodex von 2019
vorgesehenen Sanktionen gleichkommt, ndmlich der schriftlichen Abmahnung, der Aufnahme
dieser Abmahnung in das Protokoll der Prasidiumssitzung und gegebenenfalls in das Protokoll
der Plenartagung oder dem befristeten Ausschluss des Mitglieds vom Amt des Berichterstatters,
vom Vorsitz und von der Mitgliedschaft in Studiengruppen sowie von der Teilnahme an
Dienstreisen und auflerordentlichen Sitzungen.

In Anbetracht ihres Inhalts und ihrer Wirkungen kann daher nicht davon ausgegangen werden,

dass die streitige Mafsnahme Strafcharakter hat und eine Sanktion darstellt. Ihr Zweck besteht
namlich nicht darin, den Kldger wegen eines etwaigen Verstofles gegen die Verpflichtungen aus
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dem Verhaltenskodex zu sanktionieren, abzustrafen oder zu mafiregeln, sondern sie verfolgt ein
praventives Ziel, ndmlich im Interesse eines ordnungsgeméflen Funktionierens des Sekretariats
der Gruppe I einen besseren Schutz der Beamten und Bediensteten des EWSA zu gewéhrleisten.

Insoweit ist noch darauf hinzuweisen, dass der Kldger nichts vorgetragen hat, was die Feststellung
zuliefle, dass die streitige Mafinahme nicht wirklich darauf gerichtet wére, das vom EWSA
angefiihrte Ziel zu erreichen, oder dass sie keinem tatsiachlichen dienstlichen Bedarf entsprache.

In einem Kontext, der durch Spannungen gekennzeichnet war, die einem ordnungsgemaifien
Funktionieren der Dienststelle abtrdglich waren, konnte das Prasidium des EWSA daher unter
den vorliegenden Umstdnden davon ausgehen, dass es im dienstlichen Interesse lag, den Kldger
von bestimmten, zu der Ausiibung einer Vorgesetztenbefugnis gehdrenden Verwaltungsaufgaben
zu entbinden (vgl. in diesem Sinne und entsprechend Urteile vom 7. Mirz 1990,
Hecq/Kommission, C-116/88 und C-149/88, EU:C:1990:98, Rn. 22, vom 28. Oktober 2004,
Meister/HABM, T-76/03, EU:T:2004:319, Rn. 79 bis 81, und vom 19. Oktober 2017, Bernaldo de
Quirés/Kommission, T-649/16, nicht veroffentlicht, EU:T:2017:736, Rn. 40), ohne dass dies in
Anbetracht des Inhalts und der Wirkungen einer solchen Mafinahme zugleich eine Entscheidung
mit disziplinarischem Charakter darstellt.

Insoweit tragt das Prasidium gemaéf3 Art. 9 Abs. 8 der Geschiaftsordnung des EWSA u. a. fiir den
sachgerechten Einsatz der personellen und finanziellen Ressourcen Sorge, die dem Ausschuss
zur Erfiillung der ihm durch den Vertrag tibertragenen Aufgaben zur Verfiigung stehen. Da die
streitige MafSnahme den sachgerechten Einsatz der personellen und finanziellen Ressourcen des
EWSA betrifft, im vorliegenden Fall die des Sekretariats der Gruppe I, war das Prasidium des
EWSA das zustindige Organ, um eine solche MafSinahme nach Abschluss des in Art. 8 Abs. 3
Unterabs. 1 des Verhaltenskodex von 2019 vorgesehenen Verfahrens zu erlassen.

Nach alledem sind das Vorbringen des Klédgers, das Prasidium des EWSA habe unter Verstof
gegen das Riickwirkungsverbot, den Grundsatz der Rechtssicherheit und den Grundsatz der
Gesetzmaifligkeit eine Sanktion gegen ihn verhdngt, und somit der dritte Klagegrund, als
unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum ersten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte, des Rechts auf eine gute Verwaltung,
des Anspruchs auf rechtliches Gehor sowie des VerhdltnismdfSigkeitsgrundsatzes

Zur Stiitzung dieses Klagegrundes macht der Klager im Wesentlichen geltend, der EWSA habe
seine Verteidigungsrechte verletzt.

Hierzu trégt der Kldger zunéchst vor, er habe iiber keine angemessene Frist verfiigt, um vom
OLAF-Bericht Kenntnis zu nehmen und seine Verteidigung vorbereiten zu koénnen. Es konne
aber nicht ausgeschlossen werden, dass die angefochtene Entscheidung einen anderen Inhalt
gehabt hitte, wenn ihm eine solche Frist zur Verfiigung gestanden hitte.

Sodann macht der Klager geltend, seine Verteidigungsrechte seien verletzt worden, weil er seine
Stellungnahme vor Erlass der angefochtenen Entscheidung nicht sachdienlich habe abgeben
konnen, da ihm keine vollstindige Einsicht in seine Akte gewéhrt worden sei, insbesondere zur
rechtlichen Wiirdigung des im OLAF-Bericht dargelegten Sachverhalts und zu den diesem
Bericht beigefiigten Niederschriften der Anhorungen der Zeugen und Hinweisgeber. In ihrer
Stellungnahme zur vertraulichen Fassung der Anlagen des OLAF-Berichts, die der EWSA
aufgrund einer prozessleitenden Mafsnahme vorgelegt hatte, machten die Anwilte des Klégers
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im Wesentlichen geltend, dass der Inhalt bestimmter vom OLAF wihrend der Untersuchung
eingeholter Aussagen nicht in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts, zu der der
Klager Zugang gehabt habe, enthalten gewesen sei, so dass sein Recht auf sachdienliche
Anhorung verletzt worden sei.

Schliefdlich habe der EWSA gegen den Grundsatz der Verhiltnisméafligkeit verstofien, indem er
sich nicht mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet habe, um seine in der angefochtenen
Entscheidung angefiihrte ,Null-Toleranz“-Politik in Bezug auf das Verbot und die Prévention
von Beldstigung am Arbeitsplatz angemessen umzusetzen. Vielmehr habe sich der EWSA
bemiiht, vor der vorzeitigen Entbindung des Kldgers von seinen Aufgaben jedes
kontradiktorische Verfahren zu vermeiden.

Der EWSA tritt diesem Vorbringen entgegen.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass die Adressaten von Entscheidungen, die ihre Interessen
spiirbar beeintrachtigen, nach dem Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte in die Lage
versetzt werden miissen, ihren Standpunkt zu den Gesichtspunkten, auf die die Verwaltung sich
zu stiitzen beabsichtigt, sachdienlich vorzutragen (vgl. Urteil vom 5. Oktober 2016, ECDC/C],
T-395/15 P, nicht veroffentlicht, EU:T:2016:598, Rn. 55 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Diesbeziiglich ergibt sich u. a. aus der Rechtsprechung, dass der Kldger ein Recht darauf hatte,
dass ihm zumindest eine Zusammenfassung der Erklirungen der im Rahmen des
Untersuchungsverfahrens konsultierten Personen {ibermittelt wird, um gegeniiber dem
Prasidium des EWSA sachdienlich Stellung nehmen zu kénnen, bevor dieses eine Entscheidung
trifft. Diese Erklarungen wurden ndmlich vom OLAF in seinem Bericht zur Formulierung von
Empfehlungen an den Priasidenten der EWSA verwendet, auf die das Préasidium die streitige
Entscheidung stiitzte. Die Zusammenfassung war gegebenenfalls unter Wahrung berechtigter
Interessen der Vertraulichkeit zu tibermitteln (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 4. April 2019,
OZ/EIB, C-558/17 P, EU:C:2019:289, Rn. 57, vom 25. Juni 2020, HF/Parlament, C-570/18 P,
EU:C:2020:490, Rn. 60, und vom 25. Juni 2020, SATCEN/KEF, C-14/19 P, EU:C:2020:492, Rn. 121).

Zur Sicherstellung der Vertraulichkeit der Zeugenaussagen und der Ziele, die diese schiitzt, hat
der Gerichtshof in diesem Zusammenhang entschieden, dass auf bestimmte Techniken wie die
Anonymisierung bzw. die Verbreitung des Inhalts der Zeugenaussagen in Form einer
Zusammenfassung oder auch die Unkenntlichmachung bestimmter Teile des Inhalts der
Aussagen zuriickgegriffen werden kann, wobei sicherzustellen ist, dass der Kldger angehort wird,
bevor eine ihn beschwerende Entscheidung getroffen wird (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
4. April 2019, OZ/EIB, C-558/17 P, EU:C:2019:289, Rn. 59, und vom 25. Juni 2020,
HF/Parlament, C-570/18 P, EU:C:2020:490, Rn. 66).

Um seinen Standpunkt zu den Gesichtspunkten, auf die das Prasidium des EWSA sich zu stiitzen
beabsichtigte, sachdienlich vorzutragen, musste der Kldger schliefSlich eine ausreichende Frist
erhalten (vgl. Urteil vom 18. Dezember 2008, Sopropé, C-349/07, EU:C:2008:746, Rn. 37 und die
dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall steht fest, dass der Kldger nur Zugang zu einer nicht vertraulichen Fassung
des OLAF-Berichts hatte, die keinen Anhang enthielt, was der EWSA mit der Notwendigkeit
gerechtfertigt hat, die Identitit der Hinweisgeber und die Vertraulichkeit der eingeholten
Zeugenaussagen zu schiitzen.
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Zunichst ist das Vorbringen des EWSA zu verwerfen, wonach der erste Klagegrund
zuriickzuweisen sei, weil auch das Prasidium des EWSA nur Zugang zu dieser nicht
vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts gehabt habe, d. h., ohne vor Erlass der angefochtenen
Entscheidung insbesondere von den Niederschriften der Anhorungen der Zeugen und der
Hinweisgeber Kenntnis nehmen zu konnen.

Dieses Argument ist sachlich unzutreffend. Nach Art. 4 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. a der
Geschiftsordnung ist der Prasident des EWSA néamlich Mitglied des Prasidiums, und er hat mit
Schreiben vom 16. Januar 2020 sehr wohl die vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts
einschliefllich der diesem beigefiigten Anhdnge erhalten, was der EWSA in der miindlichen
Verhandlung eingerdumt hat.

Der Umstand, dass ein Mitglied des Prasidiums des EWSA Zugang zur vertraulichen Fassung des
OLAF-Berichts hatte, stellt jedoch keine Verletzung der Verteidigungsrechte des Kldgers dar. Die
Wahrung dieses Grundsatzes, der den Anspruch auf rechtliches Gehér umfasst, erfordert
ndmlich, dass die der Beldstigung beschuldigte Person unter Wahrung etwaiger
Vertraulichkeitserfordernisse vor Erlass der sie beschwerenden Entscheidung die Moglichkeit
erhilt, ihren Standpunkt sachdienlich und wirksam mitzuteilen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
25. Juni 2020, SATCEN/KF, C-14/19 P, EU:C:2020:492, Rn. 116 und 117).

Diesbeziiglich macht der EWSA geltend, der Klager habe ausreichend Zugang zum OLAF-Bericht
gehabt, da die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts im Gegensatz zu den Sachverhalten,
die den Urteilen vom 4. April 2019, OZ/EIB (C-558/17 P, EU:C:2019:289), vom 25. Juni 2020,
HF/Parlament (C-570/18 P, EU:C:2020:490), und vom 25. Juni 2020, SATCEN/KF (C-14/19 P,
EU:C:2020:492), zugrunde gelegen hitten, eine Zusammenfassung enthalten habe, die den Inhalt
der vom OLAF im Laufe der Untersuchung eingeholten Aussagen offengelegt habe, so dass die
Verteidigungsrechte des Kldgers angemessen geschiitzt worden seien.

In Anbetracht dieses Vorbringens ist zu priifen, ob die nicht vertrauliche Fassung des
OLAF-Berichts eine Zusammenfassung der wihrend der Untersuchung eingeholten Aussagen
enthdlt, bevor gegebenenfalls geklart wird, ob diese Zusammenfassung den Inhalt der vom OLAF
eingeholten Zeugenaussagen wiedergibt, und schliefllich untersucht wird, ob der Kldger iiber eine
ausreichende Frist verfligte, um seine Verteidigung vorzubereiten und seine Stellungnahme
abzugeben.

— Zum Vorhandensein einer Zusammenfassung der Aussagen der angehirten Zeugen und
Hinweisgeber in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts

Hierzu ist zunéchst festzustellen, dass die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts 30 Seiten
umfasst. Unter Punkt 2.2 (,Erhobene Beweise“) seines Berichts fithrte das OLAF aus, es habe
»ahnliche Aussagen zusammengefasst, wobei es sich bemiiht hat, den von den Bediensteten des
Sekretariats verwendeten Wortlaut, so weit wie moglich, genau wiederzugeben®, um die
Vertraulichkeit der eingeholten Aussagen zu wahren. Im Ubrigen ist die Identitit der
Bediensteten, die nicht den Wunsch gedufSert haben, ihre Identitdt geheim zu halten, oder die
dem Kléger nach Ansicht des OLAF nicht unmittelbar hierarchisch unterstellt sind, in dem
Bericht enthalten und in der dem Kléger iibermittelten nicht vertraulichen Fassung des
OLAF-Berichts nicht unkenntlich gemacht worden.
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Die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts enthdlt somit eine detaillierte
Zusammenfassung jeder einzelnen der dem Klédger zur Last gelegten Verhaltensweisen, die durch
Bezugnahmen auf konkrete Ereignisse veranschaulicht werden, insbesondere gegeniiber A, B
und C, die in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts namentlich genannt werden,
sowie gegeniiber den Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I. Ferner hat das OLAF
beschrieben, welche Auswirkungen diese Verhaltensweisen nach den angehorten Zeugen auf die
Gesundheit dieser Personen hatten.

Dariiber hinaus enthalt der Bericht fiir jede der dem Klager vorgeworfenen Verhaltensweisen
sowohl direkte Bezugnahmen auf die Erklirungen der angehorten Personen in Form von in
Anfihrungszeichen gesetzten Zitaten als auch indirekte Bezugnahmen in Form von
anonymisierten Umformulierungen dieser Erklirungen. Ferner hat das OLAF darauf
hingewiesen, ob die gegen den Kldger erhobenen Vorwiirfe durch Zeugen bestitigt wurden, und
gegebenenfalls die Zahl der Zeugen und ihre Eigenschaft angegeben. Wurde eine Behauptung
nicht durch Zeugenaussagen untermauert, so hat das OLAF dies ebenfalls angegeben.

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts eine
Zusammenfassung der Erklirungen der angehorten Zeugen und Hinweisgeber enthilt. Unter
diesen Umstdnden hat das Vorliegen einer solchen Zusammenfassung im Sinne der oben in
Rn. 114 angefiihrten Rechtsprechung zur Folge, dass nicht automatisch der Schluss gezogen
werden kann, dass die unterbliebene Ubermittlung der Anhinge des OLAF-Berichts eine
Unregelmafligkeit darstellt, die zwangslaufig die Rechtméfligkeit der streitigen Mafsnahme
beeintrichtigt hat. Zunéchst ist namlich zu priifen, ob diese Zusammenfassung den Inhalt der
vom OLAF eingeholten Aussagen widerspiegelt.

— Zur Frage, ob diese Zusammenfassung den Inhalt der Erkldrungen der angehérten Zeugen und
Hinweisgeber widerspiegelt

In seiner Stellungnahme zur vertraulichen Fassung der Anhdnge des OLAF-Berichts hat der
Klager mehrere Gesichtspunkte angefiihrt, die seiner Ansicht nach in der nicht vertraulichen
Fassung des OLAF-Berichts, die ihm zur Ausiibung seiner Verteidigungsrechte vor Erlass der
angefochtenen Entscheidung tibermittelt worden sei, nicht enthalten seien. Der Kldger kommt zu
dem Ergebnis, dass der EWSA seine Verteidigungsrechte dadurch verletzt habe, dass er ihm vor
Erlass der angefochtenen Entscheidung nur die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts,
die keinen Anhang enthalten habe, iibermittelt habe.

Erstens macht der Kldger geltend, dass er erst nach Kenntnisnahme vom Inhalt der eingeholten
Aussagen in der Lage gewesen wire, die genaue Tragweite bestimmter Fragen zu verstehen, die
ihm bei seiner Anhorung durch das OLAF gestellt worden seien. Hétte er von diesen Aussagen,
die sich teilweise auf lange zuriickliegende Ereignisse bezogen, Kenntnis nehmen kénnen, hitte
er sich besser verteidigen konnen. Als Beispiel fiihrt der Kléger eine Frage an, die ein Ereignis
betreffe, das in seinem Biiro in Anwesenheit zweier Zeugen stattgefunden habe, und die er nicht
habe beantworten konnen, da ihm die Identitét dieser Zeugen nicht offengelegt worden sei.

Dieses Vorbringen betrifft jedoch nicht die Frage, ob der EWSA die Verteidigungsrechte des
Klagers verletzt hat, und insbesondere nicht die Frage, ob die in der nicht vertraulichen Fassung
des OLAF-Berichts enthaltene Zusammenfassung, die der EWSA in Zusammenarbeit mit dem
OLAF erstellt hat, den Inhalt der wéhrend der Untersuchung eingeholten Aussagen widerspiegelt.
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Jedenfalls geniigt der Hinweis, dass der wihrend der Untersuchung auf das OLAF anwendbare
Rechtsrahmen grundsitzlich ein Recht auf Zugang des Betroffenen zu den Akten des OLAF
ausschliefft. Nur dann, wenn die Behorde, fiir die der Abschlussbericht bestimmt ist,
beabsichtigt, einen Rechtsakt zu erlassen, der die betroffene Person beschwert, miisste diese
Behorde gemaf$ den fiir sie geltenden Verfahrensregeln den Zugang zum Abschlussbericht des
OLAF ermoglichen, um es dieser Person zu ermdoglichen, ihre Verteidigungsrechte auszuiiben
(Urteil vom 28. November 2018, Le Pen/Parlament, T-161/17, nicht veroffentlicht,
EU:T:2018:848, Rn. 67).

Folglich musste sich der Kldger bei seiner Anhoérung durch das OLAF zur Beantwortung der
Fragen der Ermittler nicht die Aussagen der Zeugen und Hinweisgeber iibermitteln lassen.

Das Gericht stellt ferner fest, dass die dem Klager bei seiner Anhorung gestellten Fragen
hinreichend genau waren und dass dieser in der Lage war, sie ohne Schwierigkeiten zu
beantworten. Der Umstand, dass der Klager auf bestimmte Fragen erklart hat, er kénne sich
nicht erinnern oder er sei nicht in der Lage, sie ohne weitere Informationen zu beantworten,
steht dieser Feststellung nicht entgegen.

Was namlich eine Unterfrage der zwolften Frage betrifft, auf die der Klager geantwortet hat, dass
er das fragliche Ereignis nicht identifizieren konne, ohne die Identitidt der anwesenden Personen
zu kennen, ist die Feststellung von Bedeutung, dass er gleichwohl hinzugefiigt hat, dass ein
solches Ereignis seiner Meinung nach nie stattgefunden habe.

Unter diesen Umstédnden ist das Argument der angeblichen Ungenauigkeit der von den Ermittlern
des OLAF an den Klager gerichteten Fragen angesichts des detaillierten Inhalts der eingeholten
Aussagen zuriickzuweisen.

Zweitens verweist der Klager darauf, dass mehrere Zeugen auf das Vorliegen eines von E, einem
Mitglied der Gruppe I, erstellten Berichts hingewiesen hitten, wonach das Personal des
Sekretariats der Gruppe I Schwierigkeiten mit A gehabt und Bedenken gegeniiber dieser Person
geduflert habe, was in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts nicht erwdahnt werde.
Dieser Bericht hitte die Sachverhaltsdarstellung von A in einem anderen Licht erscheinen lassen
koénnen.

Aus den Akten, insbesondere aus dem Protokoll der Anhorung des Klagers, geht jedoch hervor,
dass der Klager diesen Bericht kannte und ihn daher nichts daran hinderte, ihn im Laufe des
Verfahrens der Ausarbeitung der angefochtenen Entscheidung heranzuziehen, um die ihm
vorgeworfenen Verhaltensweisen gegeniiber A in Kontext zu setzen oder zu differenzieren.
Dariiber hinaus wurde das Vorliegen dieses Berichts ausdriicklich vor dem Beirat erwdhnt, was
dazu fiihrte, dass das diesem Beirat angehoérende Mitglied der Gruppe I, das diesen Bericht
verfasst hatte, abgelehnt wurde.

Das Vorbringen, dass in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts kein Hinweis auf
diesen Bericht enthalten sei, ist daher nicht geeignet, eine Verletzung der Verteidigungsrechte
der Kldgerin darzutun.

Drittens tragt der Kldger vor, eine Zeugin sei bestraft worden, weil sie in der Vergangenheit
falsche Anschuldigungen gegen ihn erhoben habe, worauf ein anderer Zeuge hingewiesen habe.
Dieser Gesichtspunkt sei jedoch nicht in die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts
aufgenommen worden.
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Wie der EWSA zu Recht ausfiihrt, ist dieser Gesichtspunkt jedoch in der nicht vertraulichen
Fassung des OLAF-Berichts unter Abschnitt Nr. 1.4 (,Ahnlichkeiten mit einem die ehemalige
Leiterin des Sekretariats betreffenden Fall“) ausdriicklich aufgefiihrt. Daher war der Kldger durch
nichts daran gehindert, vor Erlass der angefochtenen Entscheidung dazu Stellung zu nehmen.

Viertens hitten einige Zeugen erklrt, dass sie Schwierigkeiten mit A gehabt hitten. Insbesondere
hitten mehrere Zeugen von einem konfliktbehafteten Verhaltnis zu A, was das ordnungsgemafle
Funktionieren des Referats beeintrachtigt habe, berichtet. Auflerdem hitten zwei Zeugen
angegeben, dass A sich ihnen gegeniiber aggressiv verhalten habe, und ein Zeuge habe
hinzugefiigt, dass der Kldger nicht allein fiir die ganze Situation verantwortlich gemacht werden
sollte. In der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts, zu der der Kliager Zugang gehabt
habe, seien jedoch weder die Namen der Zeugen noch ein Hinweis auf ihre Aussagen enthalten,
obwohl diese Elemente es ermoglichten, die Schlussfolgerungen des OLAF in Kontext zu setzen
oder zu differenzieren.

Aus den Akten geht jedoch hervor, dass die Schwierigkeiten, mit denen bestimmte Bedienstete
des Sekretariats der Gruppe I im Hinblick auf A konfrontiert waren, dem Kldger nicht nur bekannt
waren, sondern in der Zusammenfassung in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts
auch ausdriicklich erwéhnt worden sind.

Der Klager hatte namlich bereits bei seiner Anhérung durch das OLAF und in seiner schriftlichen
Stellungnahme zum Vermerk beziiglich des ihn betreffenden Sachverhalts geltend gemacht, dass
einige Mitarbeiter sich itiber A beschwert hitten und dass dies seines Erachtens das
ordnungsgemaéfle Funktionieren des Sekretariats beeintrachtigt habe.

Dariiber hinaus heif3t es in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts u. a.:

»Bei ihren Anhoérungen durch das OLAF haben mindestens sechs Bedienstete des Sekretariats
ihren Standpunkt zum Ausdruck gebracht, A habe Schwierigkeiten gehabt, die fiir ihre Stelle
erforderlichen Kompetenzen und Fiahigkeiten zu zeigen. Mindestens drei Bedienstete des
Sekretariats erkldrten, wegen mangelnder Klarheit der Lage Schwierigkeiten gehabt zu haben,
den richtigen Gespréichspartner (Leiterin des Sekretariats oder stellvertretender Leiter) zu
bestimmen. Weiterhin haben Bedienstete darauf hingewiesen, dass sich A in der Folgezeit ihnen
gegeniiber aggressiv verhalten habe. Einer der Bediensteten erklirte, er habe eher einen
Referatsleiter erwartet, der mit dem [vom Kléger] ausgetibten Druck fertig geworden wire und
sie verteidigt hétte. In diesem Sinne war das Personal von A enttduscht.”

Somit ist davon auszugehen, dass der Inhalt der eingeholten Aussagen in der nicht vertraulichen
Fassung des OLAF-Berichts enthalten ist. Daher kann dem EWSA nicht vorgeworfen werden, die
Verteidigungsrechte des Kldgers in diesem Punkt missachtet zu haben.

Fiinftens macht der Kldger geltend, aus der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts gehe
hervor, dass die Untersuchung auch zwei andere Personen betroffen habe. Hitte das Prasidium
des EWSA davon Kenntnis gehabt, hitte es ihre jeweilige Rolle bei den zur Last gelegten
Tatsachen, insbesondere im Hinblick auf B, bewerten konnen. Auch hitte er selbst darauf Bezug
nehmen kénnen, um die gegen ihn erhobenen Vorwiirfe in Kontext zu setzen.
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Aus dem Schreiben vom 3. Juni 2020, mit dem das Préasidium des EWSA aufgefordert wurde, eine
Entscheidung iiber den Fall des Klagers zu treffen, geht jedoch hervor, dass der Prasident des
EWSA dem Priasidium auch den Vermerk des Generaldirektors des OLAF vom 16. Januar 2020
tbermittelt hat, in dem die Identitit der beiden anderen von der Untersuchung des OLAF
betroffenen Personen aufgefiihrt ist.

Dariiber hinaus ist festzustellen, dass in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts
mehrfach auf den Inhalt der Aussagen mehrerer Zeugen zur Rolle der beiden anderen Personen,
die von der Untersuchung des OLAF erfasst waren, Bezug genommen wird. Der Klager war daher
im Laufe des Verfahrens zur Ausarbeitung der angefochtenen Entscheidung in der Lage, zu diesen
Gesichtspunkten Stellung zu nehmen.

Sechstens trug der Kldger vor, dass eine Zeugin ausgesagt habe, sie habe nie ein unangemessenes
Verhalten seinerseits beobachtet. Dieser Gesichtspunkt sei jedoch nicht in die nicht vertrauliche
Fassung des OLAF-Berichts aufgenommen worden.

Es ist jedoch festzustellen, dass die Erklarung der fraglichen Zeugin differenzierter ist.

Zwar antwortete sie auf die Frage, ob sie Situationen beobachtet habe, in denen sich der Klager
gegeniiber den Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I fehlverhalten habe, oder ob der Klager
die Angewohnheit gehabt habe, Bedienstete zu kritisieren, dass sie dariiber nicht unterrichtet sei.

Jedoch hat diese Zeugin auch erkldrt, dass ihrer Meinung nach einer der Aspekte der
»Personlichkeit des Klédgers ... darin [besteht], dass er autoritdr ist und ein grofies Ego hat“, und
dass sie ,nicht viel von der unangenehmen Seite [des Kldgers] gespiirt [hat], weil G zwischen
[ihnen] stand”. Ebenso fiigte diese Zeugin hinzu, dass sie ,gehort [hat], dass [der Klager]
Mitglieder seines Personals in seinem Biiro anschreit, [sie] dies jedoch [selbst] nie erlebt” habe.
Auf die Frage, ob sie das Verhalten des Klagers gegeniiber den Bediensteten als Mobbing
bezeichnen wiirde, gab diese Zeugin schliefllich an, dass sie ,ein solches Verhalten seitens [des
Klagers] nie erlebt” habe. Sie konne sich jedoch ,vorstellen, dass bestimmte Personen diese Art
von Verhalten selbst provoziert haben [konnten]“ und dass ,[der Kldger] in Anbetracht [seines]
Charakters, der wie Milch [ist], sehr leicht ,iiberkochen’ [kann]“.

Auflerdem berichtete diese Zeugin {iber die Situation von drei Kollegen, die in ihren Beziehungen
zum Klédger auf Schwierigkeiten gestofien seien. Schlief3lich kam die Zeugin zu dem Schluss, dass
»[der Klédger] ... eine schwierige Personlichkeit [hat]“, dass er sich ,moglicherweise nicht
absichtlich falsch verhalten [hat], seine Reaktionen ... jedoch leicht als Mobbing hétten aufgefasst
werden [konnen]®, dass ,[d]ies ... auch von der Empfindlichkeit der anderen Person ab[hangt]*,
dass ,[a]lle Kollegen des Sekretariats ... sich tiber ihn beschwert [haben]“ und dass, sie, ,wenn es
keine Verbundenheit und Solidaritét gegeben hiitte, ... vielleicht zusammengebrochen [wiren]“.

Daraus folgt, dass die Behauptung, diese Zeugin habe erklért, dass sie nie ein unangemessenes
Verhalten des Kldgers beobachtet habe, unvollstindig ist und nicht den Inhalt dieser
Zeugenaussage wiedergibt.

Siebtens fithrt der Kldger aus, mehrere Zeugenaussagen bestétigten, dass der Generalsekretér des
EWSA keine Mafinahmen ergriffen habe, um den Schwierigkeiten einiger Bediensteter des
Sekretariats der Gruppe I rechtzeitig abzuhelfen. Er bezieht sich insbesondere auf die
Entscheidung des Generalsekretidrs des EWSA, A nach Ablauf der Probezeit entgegen dem
Vorschlag des Klagers, sie nicht zu ernennen, zur Beamtin auf Lebenszeit zu ernennen, was zur
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Verschirfung der innerhalb des Sekretariats der Gruppe I bestehenden Spannungen beigetragen
habe. In der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts werde jedoch der Kldger allein fiir
diese Situation verantwortlich gemacht, ohne die Verantwortung der Einstellungsbehérde zu
beriicksichtigen.

Wie der EWSA stellt das Gericht fest, dass diese Behauptung im Widerspruch zu der Erkldrung
des Klégers bei seiner Anhorung durch das OLAF steht, wonach er ,,A nicht entlassen wollte” und
»in Zusammenarbeit mit H beschlossen worden war, eine positive Stellungnahme zur Probezeit
abzugeben®.

Jedenfalls ergibt sich insbesondere aus seiner Stellungnahme zum dem den Sachverhalt
betreffenden Vermerk vom 4. Dezember 2019, dass der Klédger bereits geltend gemacht hat, dass
die Entscheidung des Generalsekretirs des EWSA, A zur Beamtin auf Lebenszeit zu ernennen,
seiner Ansicht nach dazu beigetragen hat, die innerhalb des Referats bestehenden Spannungen zu
verschérfen. AufSerdem ist der Umstand, dass der Generalsekretdr des EWSA die Aufgaben der
Einstellungsbehorde bei den Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I ausiibt, kein neuer
Umstand, von dem der Klédger erst bei Durchsicht der vertraulichen Fassung der Anhénge des
OLAF-Berichts hitte Kenntnis nehmen konnen.

Daher kann dem EWSA nicht vorgeworfen werden, in diesem Punkt die Verteidigungsrechte des
Kléagers verletzt zu haben.

Achtens ist der Kldger der Auffassung, dass die Schwérzung der Daten zum rechtlichen Rahmen,
in den sich der OLAF-Bericht einfiige, ihn daran gehindert habe, sich zur Rechtsgrundlage zu
dufern, auf der sein Verhalten als Mobbing eingestuft worden sei. Dieses Vorbringen deckt sich
mit dem Vorbringen in der Klageschrift und in der Erwiderung zur Schwiérzung der rechtlichen
Bewertung des Sachverhalts durch das OLAF, die seiner Ansicht nach nicht gerechtfertigt ist und
ihn an der Ausiibung seiner Verteidigungsrechte gehindert habe.

Was den rechtlichen Rahmen anbelangt, so ist mit dem EWSA darauf hinzuweisen, dass dieser
u. a. in dem den Sachverhalt betreffenden Vermerk dargelegt ist, der dem Antragsteller am
4. Dezember 2019 tibermittelt wurde.

Zur Schwirzung der vom OLAF vorgenommenen rechtlichen Wiirdigung des Sachverhalts in der
nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts ist festzustellen, dass sie keinen Einfluss auf die
Rechtmaifligkeit der angefochtenen Entscheidung hat.

Es sei darauf hingewiesen, dass das vom EWSA gegen den Klager durchgefiihrte Verfahren darauf
abzielte, festzustellen, ob die ihm vorgeworfenen Handlungen und Verhaltensweisen, die das
OLAF nach Abschluss seiner Untersuchung festgestellt hatte, den Erlass einer Mafinahme nach
Art. 8 Abs. 3 Unterabs. 1 des Verhaltenskodex von 2019 rechtfertigten. Nach Art. 11 Abs. 4 der
Verordnung Nr. 883/2013 fallt eine solche Priifung in die alleinige Zustédndigkeit des EWSA und
hiangt daher nicht von der vom OLAF vorgenommenen rechtlichen Beurteilung des Sachverhalts
ab. Der EWSA musste also eine eigene rechtliche Bewertung des im Laufe der Untersuchung
festgestellten Sachverhalts vornehmen, um die Zweckmafligkeit des Erlasses einer Mafinahme
gegen den Klager zu beurteilen.

Die fehlende Ubermittlung der vom OLAF vorgenommenen rechtlichen Beurteilung des

Sachverhalts ist daher nicht geeignet, eine Verletzung der Verteidigungsrechte des Klégers
darzutun.
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Neuntens schliefllich erhebt der Klager zwar keine Einrede der Rechtswidrigkeit nach Art. 103 der
Verfahrensordnung, macht aber geltend, da ihm die vertrauliche Fassung der Anlagen des
OLAF-Berichts aufgrund der von seinen Anwilten gegebenen Vertraulichkeitsverpflichtungen
nicht habe ibermittelt werden konnen, seien deren Ausfithrungen vernachléssigbar und konnten
jedenfalls nicht die Ausfithrungen ersetzen, die er hiatte machen konnen, wenn er selbst Zugang zu
diesen Anlagen gehabt hitte.

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass Art. 103 Abs. 3 der Verfahrensordnung im Interesse der
Einhaltung des Grundsatzes des kontradiktorischen Verfahrens ausdriicklich die Befugnis
vorsieht, von der das Gericht im vorliegenden Fall Gebrauch gemacht hat, einer Hauptpartei
bestimmte fiir die Entscheidung des Rechtsstreits erhebliche und vertrauliche Auskiinfte oder
Unterlagen zur Kenntnis zu bringen, indem es deren Offenlegung von der Unterzeichnung
besonderer Verpflichtungen abhingig macht. Im Ubrigen geht aus Rn. 191 der Praktischen
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verfahrensordnung hervor, dass eine solche Verpflichtung
darin bestehen kann, dass sich die Vertreter einer Partei verpflichten, diese Auskiinfte oder
Unterlagen nicht ihrem Mandanten oder Dritten mitzuteilen.

So hat das Gericht mit prozessleitender Mafinahme vom 7. April 2021 zunédchst die Anwalte des
Klagers aufgefordert, in der vertraulichen Fassung der Anhdnge des OLAF-Berichts genau die
Gesichtspunkte anzufithren, deren Inhalt ihres Erachtens nicht in der Zusammenfassung des
Sachverhalts und der eingeholten Beweise in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts
enthalten war.

Aus dem Vorstehenden ergibt sich jedoch, dass die Anwilte des Kldgers in der vertraulichen
Fassung der Anhdnge des OLAF-Berichts keine Gesichtspunkte angefithrt haben, die nicht
bereits in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts enthalten waren. Dieses Verfahren
konnte durchgefithrt werden, ohne dem Kldger die vertrauliche Fassung der Anhinge des
OLAF-Berichts zu tibermitteln. Da keine solchen Gesichtspunkte angefithrt wurden, ist es
jedenfalls nicht erforderlich, die ergédnzenden Erklirungen, die den Ausgang des
Verwaltungsverfahrens hitten beeinflussen konnen, zu priifen, die der Kldger im Stadium dieses
Verfahrens selbst hétte vorbringen konnen, wenn er von diesen Unterlagen Kenntnis gehabt hitte.

Nach alledem ist daher festzustellen, dass der EWSA dem Klédger trotz der unterbliebenen
Ubermittlung der Anhinge des OLAF-Berichts den Inhalt der eingeholten Aussagen in Form
einer Zusammenfassung im Sinne von Rn. 66 des Urteils vom 25. Juni 2020, HF/Parlament
(C-570/18 P, EU:C:2020:490), mitgeteilt hat.

— Zur Frage, ob der Kldger iiber eine ausreichende Frist verfiigte, um zur nicht vertraulichen
Fassung des OLAF-Berichts Stellung nehmen zu konnen

Zwar hat der Kldger die nicht vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts erst am 4. Mérz 2020 um
12.40 Uhr erhalten, d. h. kaum zwei Tage vor seiner Anhorung vor dem Beirat, die am
6. Midrz 2020 um 15.00 Uhr stattgefunden hat, doch ist erstens festzustellen, dass der Klager zu
diesem Zeitpunkt bereits relativ genaue Kenntnis von den ihm vorgeworfenen Tatsachen hatte.

Nachdem der Klédger bei einer Anhorung, bei der die Identitit bestimmter Personen, die sich als
Opfer seines Verhaltens fiihlten, offengelegt worden war, die Fragen des OLAF beantwortet
hatte, erhielt er nimlich am 4. Dezember 2019 einen Vermerk tiber den Sachverhalt, in dem die
ihm vorgeworfenen Verhaltensweisen anlésslich bestimmter Vorfille gegeniiber A, B und C und
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allgemein gegeniiber den Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I zusammenfassend
dargestellt wurden. Auch wurde dem Kléger Gelegenheit gegeben, innerhalb von zehn
Arbeitstagen zu dem Vermerk Stellung zu nehmen.

Der vom Kléger in der miindlichen Verhandlung angefiihrte Umstand, dass dieser Vermerk keine
Behauptung zu seinem Verhalten gegeniiber D, einem ehemaligen Mitglied des EWSA, enthalte,
ist im vorliegenden Fall unerheblich. Mit Schreiben vom 18. Oktober 2019 wurde der Klager
namlich dariiber informiert, dass sich die gegen ihn eingeleitete Untersuchung auf Behauptungen
bezog, die sein Verhalten insbesondere gegeniiber Mitgliedern des EWSA betrafen, und bei seiner
Anhorung durch das OLAF wurde er aufgefordert, sich zu den Behauptungen zu seinem
Verhalten gegeniiber D zu duflern. Auflerdem ergibt sich aus dem Vorstehenden, dass die
streitige MafSnahme die Bediensteten des Sekretariats der Gruppe I schiitzen und den
ordnungsgemaéflen Betrieb dieser Dienststelle gewidhrleisten soll. Daher ist der Umstand, selbst
wenn er erwiesen wire, dass der Kldger vor der Annahme des OLAF-Berichts nicht zu dem ihm
vorgeworfenen Verhalten gegeniiber einem ehemaligen Mitglied des EWSA, das somit nicht zum
Personal des Sekretariats der Gruppe I gehort, hitte Stellung nehmen konnen, nicht als Nachweis
dafiir geeignet, dass die streitige Mafinahme unter Verletzung seiner Verteidigungsrechte erlassen
worden wire. Schliefilich ist jedenfalls aus den nachstehend dargelegten Griinden davon
auszugehen, dass dem Klager vor Annahme der angefochtenen Entscheidung geniigend Zeit zur
Verfiigung stand, um sich zu sémtlichen ihm im OLAF-Bericht vorgeworfenen Verhaltensweisen
zu duflern.

Zweitens ist ndmlich darauf hinzuweisen, dass der Beirat dem Prédsidenten des EWSA seine
Empfehlungen erst am 28. April 2020 tibermittelt hat und dass die angefochtene Entscheidung
erst am 9. Juni 2020 erlassen wurde, d. h. mehr als drei Monate nach der Ubermittlung der nicht
vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts an den Kléger.

Auch wenn aus den Akten nicht hervorgeht, dass der Beirat den Kldger ausdriicklich aufgefordert
hitte, seine in der ersten Anhorung am 6. Mirz 2020 abgegebenen Erklarungen schriftlich zu
ergdnzen, nachdem die fiir den 17. Marz 2020 anberaumte zweite Anhorung abgesagt worden
war, ist festzustellen, dass der Klager nicht daran gehindert war, dem Beirat alle Gesichtspunkte,
die er fiir die Zwecke seiner Verteidigung fiir relevant hielt, schriftlich zu tibermitteln.

Drittens ist der Klédger am 12. Mai 2020 vom Prasidenten des EWSA aufgefordert worden, zu den
Empfehlungen des Beirats Stellung zu nehmen. Am 2. Juni 2020 hat er zu diesen Empfehlungen
schriftlich Stellung genommen.

In seiner schriftlichen Stellungnahme vom 2. Juni 2020 zu diesen Empfehlungen hat der Kléger,
obwohl seit der Ubermittlung der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts am
4. Mirz 2020 ein Zeitraum von fast drei Monaten verstrichen war, nichts zum Inhalt dieses
Berichts und insbesondere zu den ihm vorgeworfenen Tatsachen vorgetragen.

Daraus folgt, dass der Klager zwischen dem 4. Mirz 2020, dem Tag, an dem er die nicht
vertrauliche Fassung des OLAF-Berichts erhalten hat, und dem 9. Juni 2020, dem Tag, an dem
die angefochtene Entscheidung erlassen wurde, zweimal zum Inhalt dieses Berichts angehort
wurde und in diesem Zeitraum ausreichend Zeit hatte, um von diesem Bericht in
zweckdienlicher Weise Kenntnis zu nehmen, dazu Stellung zu nehmen und seine Verteidigung
vorzubereiten.
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Schliefllich wird nichts fiir die Riige eines Verstofles gegen den Grundsatz der
Verhiltnismafligkeit vorgebracht, da sich der Kldger darauf beschrankt hat, allgemein und
abstrakt die ,Angemessenheit und Erforderlichkeit des Inhalts der angefochtenen Entscheidung®
in Abrede zu stellen, ohne Argumente vorzutragen, die es dem Gericht ermoglichen wiirden, die
Stichhaltigkeit dieser Behauptung zu beurteilen. Diese Riige ist daher zuriickzuweisen.

Nach alledem ist festzustellen, dass die streitige MafSnahme nicht unter Verletzung der
Verteidigungsrechte des Klédgers erlassen wurde.

Der erste Klagegrund ist daher als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum zweiten Klagegrund: Verstof§ gegen die Grundsdtze der Unschuldsvermutung und der
Unparteilichkeit

Der Klédger wirft dem EWSA vor, in der angefochtenen Entscheidung festgestellt zu haben, dass er
gegen die Bestimmungen der Charta, die Geschéftsordnung des EWSA und den Verhaltenskodex
von 2019 verstoflen habe.

Der insbesondere in Art. 48 der Charta niedergelegte Grundsatz der Unschuldsvermutung
verlange, dass die Mitglieder des Prasidiums des EWSA nicht von der vorgefassten Vorstellung
ausgingen, dass er die ihm vom OLAF vorgeworfenen Handlungen begangen habe. Indem der
EWSA nach Abschluss der Untersuchung des OLAF keine eigene Untersuchung durchgefiihrt
habe, habe er weder die Umstdnde der geltend gemachten Zuwiderhandlungen gepriift noch
seine eigenen Schlussfolgerungen zu seinem Verhalten gezogen.

Auch der Beirat habe gegen diesen Grundsatz verstoflen. Dieses beratende Gremium habe
ndmlich seine Befugnis zur Abgabe einer Stellungnahme {iberschritten, indem es in seinen
Empfehlungen an den Préasidenten des EWSA, ohne den Kldger anzuhoren, erkléart habe, dass er
Mobbinghandlungen begangen habe.

Auflerdem sei der Grundsatz der Unparteilichkeit missachtet worden, da die beiden Mitglieder,
die die Gruppe I im Beirat vertrdten, nicht an den den Kldger betreffenden Beratungen
teilgenommen hétten. Da der Beratende Ausschuss diese Mitglieder nicht ersetzt habe, habe es
ihm an Unparteilichkeit gefehlt, was den Inhalt sowohl der abgegebenen Empfehlungen als auch
der angefochtenen Entscheidung beeinflusst habe, da sich das Prasidium des EWSA darauf
beschréinkt habe, diese Empfehlungen zu tibernehmen.

Schliefllich habe der Prasident des EWSA objektiv gegen seine Pflicht zur Unparteilichkeit
verstofien, indem er die Dienststellen des EWSA angewiesen habe, keine Untersuchung
desselben Sachverhalts durchzufiihren, was auf eine Feststellung der Schuld des Klédgers
hinauslaufe.

Der EWSA tritt diesem Vorbringen entgegen.

— Zur ersten Riige: VerstofS gegen den Grundsatz der Unschuldsvermutung
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass es sich beim Grundsatz der Unschuldsvermutung, der in Art. 6

Abs. 2 der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und in Art. 48 Abs. 1 der Charta verankert ist, um ein
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Grundrecht handelt, das den Einzelnen Rechte verleiht, deren Achtung der Unionsrichter
gewihrleistet (Urteil vom 4. Oktober 2006, Tillack/Kommission, T-193/04, EU:T:2006:292,
Rn. 121). Nach diesen Bestimmungen erfordert die Achtung der Unschuldsvermutung, dass jede
Person, die einer Straftat angeklagt ist, bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig
gilt (Urteil vom 3. Juli 2019, PT/EIB, T-573/16, EU:T:2019:481, Rn. 360 [nicht veroffentlicht]).

Aus dem Vorstehenden ergibt sich jedoch, dass dem Kléger mit der streitigen Mafinahme nicht
vorgeworfen werden soll, gegen die Vorschriften des Verhaltenskodex verstofien zu haben, und
dass sie keine Sanktion darstellt. Im Ubrigen lisst der Erlass dieser Mafinahme die etwaige
Schuld des Klédgers im Hinblick auf die Bestimmungen des nationalen Rechts unberiihrt. Die
erste Rige des zweiten Klagegrundes ist daher als ins Leere gehend zuriickzuweisen (vgl. in
diesem Sinne Urteil vom 14. April 2021, RQ/Kommission, T-29/17 RENV, nicht veroffentlicht,
EU:T:2021:188, Rn. 114 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Jedenfalls ist darauf hinzuweisen, dass die streitige Mafinahme im Rahmen von zwei getrennten
Verfahren erlassen wurde, ndmlich einer Untersuchung des OLAF zur Feststellung des
Sachverhalts, gefolgt von einer vom EWSA vorgenommenen Beurteilung, welche MafSinahmen
im Hinblick auf den wéhrend der Untersuchung festgestellten Sachverhalt gegebenenfalls zu
ergreifen sind. Aus dem Vorstehenden geht hervor, dass der Klager im Rahmen dieses
EWSA-internen Verfahrens vor dem Erlass der angefochtenen Entscheidung durch das
Prasidium von den Ergebnissen der Untersuchung Kenntnis erlangt hat und dass seine
Verteidigungsrechte gewahrt worden sind.

Entgegen dem Vorbringen des Kladgers implizierte sein Recht auf die Unschuldsvermutung
keineswegs, dass der EWSA verpflichtet war, nach Erhalt des Abschlussberichts eine neue
Untersuchung durchzufithren. Vielmehr war der EWSA zwar nach Art. 11 Abs. 4 der Verordnung
Nr. 883/2013 verpflichtet, die geméfd den Ergebnissen des Abschlussberichts erforderlichen
Folgemafinahmen zu ergreifen, doch stand es ihm frei, den Inhalt der als Reaktion auf die
Empfehlungen des OLAF zu ergreifenden MafSnahmen zu bestimmen (vgl. in diesem Sinne
Beschluss vom 25. Oktober 2018, Ul/Kommission, T-370/18, nicht veroffentlicht,
EU:T:2018:770, Rn. 13; vgl. in diesem Sinne und entsprechend auch Urteil vom 6. April 2006,
Camoés Grau/Kommission, T-309/03, EU:T:2006:110, Rn. 51).

Dariiber hinaus hat der Kldger keine Beweise dafiir vorgelegt, dass der EWSA von Beginn des
Verfahrens an beschlossen hitte, unabhingig von seinen Erlduterungen die angefochtene
Entscheidung zu erlassen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 9. Juli 2002, Zavvos/Kommission,
T-21/01, EU:T:2002:177, Rn. 341). Auflerdem ist das Prasidium des EWSA nach Anhorung des
Klagers von der Stellungnahme des Beirats — der die Verhdngung schirferer Sanktionen
empfohlen hatte, als sie in Art. 8 Abs. 3 Unterabs. 2 des Verhaltenskodex von 2019 aufgefiihrt
sind — abgewichen, indem es keine Sanktionen gegen ihn verhangt hat.

Die Riige eines Verstofles gegen den Grundsatz der Unschuldsvermutung ist daher jedenfalls als
unbegriindet zuriickzuweisen.
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— Zur zweiten Riige: VerstofS gegen den Grundsatz der Unparteilichkeit

Unbeschadet der Unanwendbarkeit des Grundsatzes der Unschuldsvermutung im vorliegenden
Fall war der EWSA gleichwohl verpflichtet, im Verwaltungsverfahren die Grundrechte der Union
zu beachten, zu denen der in Art. 41 der Charta verankerte Grundsatz der guten Verwaltung
gehort (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 11. Juli 2013, Ziegler/Kommission, C-439/11 P,
EU:C:2013:513, Rn. 154).

So hat nach Art. 41 Abs. 1 der Charta jede Person u. a. ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten
von den Organen der Union unparteiisch behandelt werden. Dieses Unparteilichkeitsgebot
umfasst zum einen die subjektive Unparteilichkeit in dem Sinne, dass kein Mitglied des
betroffenen Organs, das mit der Sache befasst ist, Voreingenommenheit oder personliche
Vorurteile an den Tag legen darf, und zum anderen die objektive Unparteilichkeit in dem Sinne,
dass das Organ hinreichende Garantien bieten muss, um jeden berechtigten Zweifel in dieser
Hinsicht auszuschliefSen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 11. Juli 2013, Ziegler/Kommission,
C-439/11 P, EU:C:2013:513, Rn. 155 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall macht der Kldger im Hinblick auf die behauptete fehlende objektive
Unparteilichkeit lediglich geltend, dass der Prasident des EWSA die Einleitung einer neuen
Untersuchung hitte beantragen miissen, bevor er seine Schuld bestitigte.

Ein solches Argument kann jedoch nur zuriickgewiesen werden, da der EWSA nicht verpflichtet
war, vor Erlass der angefochtenen Entscheidung eine neue Untersuchung durchzufiihren.

Das Recht auf eine gute Verwaltung verpflichtete den EWSA ndmlich nicht, eine solche
Untersuchung durchzufiihren, die den gleichen Gegenstand wie die zuvor vom OLAF
durchgefiihrte Untersuchung gehabt hitte. Der EWSA war lediglich verpflichtet, die im Bericht
des OLAF dargelegten Ergebnisse seiner Untersuchung mit der gebotenen Sorgfalt zu priifen und
dem Klager die Moglichkeit zu geben, sich gegen den Inhalt des Berichts und die moglichen
Folgen fiir ihn zu verteidigen, was auch der Fall war.

Auflerdem lassen die Erklarungen des Prasidenten des EWSA, auf die sich der Kldger bezieht,
keinen Mangel an subjektiver oder objektiver Unparteilichkeit erkennen, da dieser sich auf den
Hinweis beschriankt hat, dass der EWSA nach Art. 11 Abs. 4 der Verordnung Nr. 883/2013
verpflichtet sei, den Empfehlungen des OLAF Folge zu leisten und dieses Amt iiber die
ergriffenen FolgemafSnahmen zu unterrichten.

Im Hinblick auf die behauptete fehlende subjektive Unparteilichkeit beschrankt sich der Klager
auf das Vorbringen, dem Beirat habe es an Unparteilichkeit gefehlt, als er Empfehlungen ohne
die beiden Mitglieder der Gruppe I, namlich E und F, ausgesprochen habe. Jedoch erlautert der
Klager nicht, inwieweit dies eine Voreingenommenbheit oder personliche Vorurteile im Sinne der
oben in Rn. 191 angefiihrten Rechtsprechung erkennen lassen soll.

Jedenfalls geniigt die Feststellung, dass die Ablehnung von E gerade dem Anliegen entsprach, eine
Beeintrdachtigung der Unparteilichkeit des Beirats zu vermeiden, da diese Ablehnung wegen des
Vorliegens eines ihn betreffenden Interessenkonflikts beschlossen worden war. Was im Ubrigen F
betrifft, so ist seine Abwesenheit nicht dem Beirat zuzurechnen, da sie von sich aus beschlossen
hat, nicht an den den Kldger betreffenden Beratungen des Beirats teilzunehmen. Jedenfalls
erklart der Klager nicht, warum die Abwesenheit dieser beiden Mitglieder berechtigte Zweifel an
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der Unparteilichkeit des Beirats aufkommen lassen konnte, zumal nach den Bestimmungen des
Verhaltenskodex von 2019 die Befugnis des Beirats zur Abgabe von Empfehlungen nicht vom
Vorliegen einer Beschlussfihigkeit abhangig ist.

Die zweite Riige des Klagers, mit der ein Verstofl gegen den Grundsatz der Unparteilichkeit
geltend gemacht wird, ist daher als unbegriindet zuriickzuweisen, so dass der zweite Klagegrund
in vollem Umfang zuriickzuweisen ist.

Zum vierten Klagegrund: VerstofS gegen Art. 10 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2013, die
Vertraulichkeit von Disziplinarverfahren und gerichtlichen Daten sowie gegen Art. 4 Abs. 1 der
Verordnung (EU) 2018/1725

Der Klager macht geltend, dass Bedienstete des OLAF gegen Art. 10 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 883/2013 verstofien hitten, indem sie vor dem Haushaltskontrollausschuss des Parlaments
erklart hitten, dass er sich des Mobbings schuldig gemacht habe, was die Mitglieder dieses
Ausschusses dazu veranlasst habe, seine Schuld als erwiesen anzusehen, noch bevor der Beirat
und das Prasidium des EWSA zu dieser Frage Stellung genommen hitten.

Auflerdem habe das Parlament auch gegen den ,,Grundsatz der Vertraulichkeit” verstofSen, indem
es Informationen verbreitet habe, die auf die Schuld des Klagers in Bezug auf die behaupteten
Tatsachen hindeuteten. Daraus ergebe sich ein Verstofs gegen die Geheimhaltung des
Disziplinar- und Ermittlungsverfahrens, der umso schwerwiegender sei, als das OLAF
gleichzeitig anerkannt habe, dass das Verhalten des Kldgers keine finanziellen Auswirkungen auf
den Haushalt der Union gehabt habe.

Schliefllich habe der Préasident des EWSA auch dadurch gegen den ,Grundsatz der
Vertraulichkeit” verstof3en, dass er in der Sitzung des Prasidiums des EWSA vom 21. Januar 2020
den Inhalt des Abschlussberichts verbreitet habe. Im Ubrigen hitte der EWSA das Parlament
auffordern miissen, seine personenbezogenen Daten in seinen verschiedenen Mitteilungen
betreffend den Haushalt des Parlaments oder den ihm vorgeworfenen Sachverhalt wegzulassen.

Der EWSA tritt diesem Vorbringen entgegen.

Es ist darauf hinzuweisen, dass der Unionsrichter einen Klagegrund oder eine Riige als ins Leere
gehend zuriickweisen kann, wenn er feststellt, dass der Klagegrund oder die Riige nicht geeignet
ist, die angestrebte Aufhebung herbeizufiihren, sofern das entsprechende Vorbringen zutrifft
(vgl. Urteil vom 19. November 2009, Michail/Kommission, T-50/08 P, EU:T:2009:457, Rn. 59
und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Insoweit ist mit dem EWSA festzustellen, dass das Vorbringen zu den Handlungen des Parlaments
und zu den Erklarungen des OLAF vor dem Haushaltskontrollausschuss des Parlaments, die nicht
am vorliegenden Verfahren beteiligt sind, keine Auswirkungen auf die Rechtmaifligkeit der
angefochtenen Entscheidung hat, da sie nicht dem EWSA, dem Urheber der angefochtenen
Entscheidung, zuzurechnen sind.

Folglich ist das Vorbringen zum behaupteten Verstofs des OLAF und des Parlaments gegen

Art. 10 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2013 und gegen Art. 4 Abs. 1 der Verordnung 2018/1725
als ins Leere gehend zuriickzuweisen.
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Das erstmals in der Erwiderung angefithrte Vorbringen, der Prasident des EWSA habe den
Prasidiumsmitgliedern in der Sitzung vom 21. Januar 2020 den Inhalt des Berichts des OLAF
offengelegt, ist unabhingig von seiner Zuldssigkeit nach Art. 84 Abs. 1 der Verfahrensordnung
als unbegriindet zuriickzuweisen.

Obwohl er bei dieser Sitzung anwesend war, hat der Kldger namlich keine Beweise vorgelegt, die
die Erklarungen des EWSA widerlegen konnten, der Prasident habe sich darauf beschrénkt, die
Mitglieder des Prasidiums iiber die Existenz des OLAF-Berichts und die beigefiigten
dazugehorigen Empfehlungen zu informieren, um die Anrufung des Beirats vorzubereiten.

Im Ubrigen ergibt sich aus den Akten, dass die anderen Mitglieder des Prisidiums erst am
3. Juni 2020 vom Inhalt der nicht vertraulichen Fassung des OLAF-Berichts Kenntnis nahmen,
als der Beirat dem Prasidenten des EWSA seine Empfehlungen tibermittelte, nachdem der Klager
zum Inhalt dieses Berichts und zu diesen Empfehlungen Stellung hatte nehmen konnen.

Nach alledem ist der vierte Klagegrund als teilweise ins Leere gehend und teilweise unbegriindet
zuriickzuweisen.

Zu den Antrdgen auf Schadensersatz

Der Kldger beantragt geméf$ Art. 340 Abs. 2 AEUV, den EWSA zu verurteilen, 250 000 Euro als
Ersatz des angeblich entstandenen materiellen und immateriellen Schadens an ihn zu zahlen.

Der immaterielle Schaden des Kldgers bestehe in der von ihm erlittenen Ausgrenzung aus seinem
beruflichen Umfeld. Insoweit hitten die Ausfiihrungen des Direktors des OLAF vor dem
Haushaltskontrollausschuss des Parlaments am 3. Februar 2020 seine Ehre und seinen Ruf
unwiederbringlich geschadigt, da der Direktor die Mitglieder dieses Ausschusses iiber den Inhalt
des Abschlussberichts informiert habe, ohne den Kldger anzuhoren und ohne dass nachgewiesen
worden wire, dass die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen finanzielle Auswirkungen auf die
Union gehabt hitten.

Sodann habe der EWSA auch dadurch, dass er ohne festgelegten Rechtsrahmen ein
Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet und in der angefochtenen Entscheidung auf den
Beschluss des Parlaments vom 13. Mai 2020 iiber die Entlastung fiir die Ausfithrung des
Gesamthaushaltsplans der Europédischen Union fiir das Haushaltsjahr 2018 sowie auf die
EntschliefSung des Parlaments vom 14. Mai 2020 Bezug genommen habe, das Ansehen und die
Ehre des Klagers geschadigt.

So habe die Tatsache, dass er sich nicht zu dem ihn betreffenden Sachverhalt habe dufern konnen,
beim Kldger ein Gefithl der Frustration, der Angst und der Ungerechtigkeit ausgelost, das
schwerwiegende Auswirkungen auf seine Gesundheit und sein Privatleben gehabt habe und eine
unmittelbare Folge des Verhaltens des OLAF sei.

Aus diesen Griinden beantragt der Kldger den Ersatz seines immateriellen Schadens, den er nach
billigem Ermessen vorldufig auf 200 000 Euro beziffert, was in angemessenem Verhiltnis zu den
vom EWSA, dem Parlament und dem OLAF begangenen Fehlern stehe. In der Erwiderung hat
der Klager jedoch erklirt, dass er die Bemessung des als Ersatz seines immateriellen Schadens
geschuldeten Betrags in das Ermessen des Gerichts stelle.
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Der materielle Schaden des Klagers bestehe aus den Kosten, die ihm fiir seine Verteidigung seit
Januar 2020 entstanden seien und die er auf 50 000 Euro beziffere. Auflerdem wire es im Fall
einer Abweisung der Klage nicht hinnehmbar, dass der Kldger die dem EWSA entstandenen Kos-
ten fiir die Dienste eines externen Rechtsanwalts zu tragen hitte.

Der EWSA tritt diesem Vorbringen entgegen.

Nach stindiger Rechtsprechung setzt die auflervertragliche Haftung der Union einen
qualifizierten Verstof$ gegen eine Rechtsnorm, die bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen,
das tatsdchliche Bestehen des Schadens sowie einen Kausalzusammenhang zwischen dem Verstof
gegen die dem betreffenden Organ obliegende Verpflichtung und dem den geschédigten Personen
entstandenen Schaden voraus (vgl. Urteil vom 10. September 2019, HTTS/Rat, C-123/18 P,
EU:C:2019:694, Rn. 32 und die dort angefiihrte Rechtsprechung; vgl. auch in diesem Sinne Urteil
vom 19. April 2012, Artegodan/Kommission, C-221/10 P, EU:C:2012:216, Rn. 80).

Auflerdem ist die Klage, sofern eine dieser drei Voraussetzungen nicht vorliegt, insgesamt
abzuweisen, ohne dass die {ibrigen Voraussetzungen der genannten Haftung gepriift zu werden
brauchen (vgl. Urteil vom 29. April 2020, Tilly-Sabco/Rat und Kommission, T-707/18, nicht
veroffentlicht, EU:T:2020:160, Rn. 114 und die dort angefiithrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist darauf hinzuweisen, dass nach Auffassung des Klédgers die Schéaden, die
ihm entstanden sein sollen, u. a. auf das ihm zufolge rechtswidrige Verhalten des OLAF vor dem
Haushaltskontrollausschuss des Parlaments zuriickzufithren sind.

In der Klageschrift hat der Klager den EWSA jedoch als einzigen Beklagten bezeichnet.

Daher ist der Antrag des Klagers im Rahmen der vorliegenden Klage nur insoweit zuléssig, als er
die Verurteilung des EWSA zum Ersatz der Schiaden beantragt, die ihm durch ein rechtswidriges
Verhalten dieses Organs entstanden sein sollen. Um Ersatz fiir einen von einem anderen Organ
verursachten Schaden zu erlangen, muss der Klager seine Schadensersatzklage gegen das Organ
richten, dem der haftungsbegriindende Tatbestand zur Last gelegt wird (vgl. in diesem Sinne
Beschluss vom 2. Februar 2015, Gascogne Sack Deutschland und Gascogne/Europiische Union,
T-577/14, nicht veroffentlicht, EU:T:2015:80, Rn. 23 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Zu den Handlungen des EWSA ist auf die Rechtsprechung hinzuweisen, wonach die Antrage auf
Ersatz eines materiellen oder immateriellen Schadens zuriickgewiesen werden miissen, wenn sie
eng mit den Aufhebungsantrigen zusammenhingen, die ihrerseits als unzuldssig oder
unbegriindet zuriickgewiesen wurden (vgl. Urteil vom 19. Dezember 2019, ZQ/Kommission,
T-647/18, nicht veroffentlicht, EU:T:2019:884, Rn. 202 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Aus dem Vorstehenden ergibt sich jedoch, dass die angefochtene Entscheidung nicht rechtswidrig
ist und dass das Verfahren zu ihrer Ausarbeitung unter Wahrung der Verteidigungsrechte des
Klagers durchgefithrt wurde. Jedenfalls legt der Kldger nicht dar, inwiefern der blofle Umstand,
dass in der angefochtenen Entscheidung auf den Beschluss des Parlaments vom 13. Mai 2020
iiber die Entlastung fiir die Ausfiihrung des Gesamthaushaltsplans der Europédischen Union fiir
das Haushaltsjahr 2018 und auf die EntschliefSung des Parlaments vom 14. Mai 2020 Bezug
genommen wurde, einen qualifizierten Verstofy gegen eine Rechtsnorm darstellen soll, die
bezweckt, dass dem Einzelnen durch den EWSA Rechte verliehen werden.

ECLI:EU:T:2021:528 31



224

225

226

URrTEIL VOM 1. 9. 2021 — RecHTSSACHE T-377/20
KN / EWSA

Da die erste Voraussetzung fiir die Auslosung der Haftung der Union im vorliegenden Fall nicht
erfullt ist, sind die Schadensersatzantriage daher zuriickzuweisen, ohne dass die tiibrigen
Voraussetzungen fiir die Auslosung dieser Haftung gepriift zu werden brauchen.

Unter diesen Umsténden ist die Klage insgesamt abzuweisen.

Kosten
Nach Art. 134 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung
der Kosten zu verurteilen. Da der Kldger unterlegen ist, sind ihm gemifl den Antragen des EWSA
die Kosten einschliefllich der in den Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes entstandenen
Kosten aufzuerlegen.
Aus diesen Griinden hat

DAS GERICHT (Achte Kammer)
fiir Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. KN triagt die Kosten einschliefllich der Kosten der Verfahren des vorliaufigen
Rechtsschutzes.

Svenningsen Mac Eochaidh Pynna

Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 1. September 2021.

Unterschriften

32 ECLL:EU:T:2021:528



	Urteil des Gerichts (Achte Kammer) 1. September 2021 
	Urteil 
	Vorgeschichte des Rechtsstreits 
	Verfahren und Anträge der Parteien 
	Rechtliche Würdigung 
	Zur Zulässigkeit des Aufhebungsantrags 
	Zu den Aufforderungen, den Vorsitz der Gruppe I niederzulegen und seine Bewerbung für die EWSA-Präsidentschaft zurückzuziehen 
	Zur Entscheidung, den Kläger von seinen Personalführungs- und ‑verwaltungsaufgaben zu entheben 
	Zu den Anweisungen an den Generalsekretär des EWSA 

	Zur Begründetheit 
	Zum dritten Klagegrund: Verstoß gegen das Rückwirkungsverbot, den Grundsatz der Rechtssicherheit und den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Strafen 
	Zum ersten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte, des Rechts auf eine gute Verwaltung, des Anspruchs auf rechtliches Gehör sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
	– Zum Vorhandensein einer Zusammenfassung der Aussagen der angehörten Zeugen und Hinweisgeber in der nicht vertraulichen Fassung des OLAF‑Berichts
	– Zur Frage, ob diese Zusammenfassung den Inhalt der Erklärungen der angehörten Zeugen und Hinweisgeber widerspiegelt
	– Zur Frage, ob der Kläger über eine ausreichende Frist verfügte, um zur nicht vertraulichen Fassung des OLAF‑Berichts Stellung nehmen zu können

	Zum zweiten Klagegrund: Verstoß gegen die Grundsätze der Unschuldsvermutung und der Unparteilichkeit 
	– Zur ersten Rüge: Verstoß gegen den Grundsatz der Unschuldsvermutung
	– Zur zweiten Rüge: Verstoß gegen den Grundsatz der Unparteilichkeit

	Zum vierten Klagegrund: Verstoß gegen Art. 10 Abs. 2 der Verordnung Nr. 883/2013, die Vertraulichkeit von Disziplinarverfahren und gerichtlichen Daten sowie gegen Art. 4 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 

	Zu den Anträgen auf Schadensersatz 

	Kosten 


